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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE ZUR ABSTIMMUNG

v0M 18. MAt 2014

Am 18. Mai 2014 hatte das Schweizer StimmvoIk über vier Vorlagen zu befinden. Zur Ab-
stimmung standen der Bundesbeschtuss tiber die medizinische Grundversorgung, das

Bundesgesetz über den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen sowie die lni-
tiativen <Pädophite so[[en nicht mehr mrt Kindern arbeiten dürfen> und <Für den Schutz

fairer Löhne>. Die Vorlage zur medizinischen Grundversorgung wurde mit einer komfortab-
Len Mehrheit angenommen ebenso wie die Pädophitie-lnitiative. Der Gripen-Kauf scheiterte
knapp, die Mindest[ohn-lnitiative deutLich.

ln Erinnerung blieb den Befragten vor aL[em das Referendum über den Gripen. 92o/o der
Stimmenden gaben auf die Frage, worüber am vergangenen Urnengang abgestimmt wurde,
den Gripen-Kauf an. Am schnetlsten geriet die Vorlage zur medizinischen Grundversorgung
in Vergessenheit. Nur etwas mehr aLs die Hätfte der Stimmenden (55%) wusste, dass diese
eine der vorgelegten Sachfragen war.

Die Stimmbeteitigung war überdurchschnitttich hoch. Besonders Linkswähtende beteiLig-
ten sich häufig, häufiger als die Wäh[enden der Mitte-Parteien oder der SVP. Die von Seiten

der Gripen-Befürworterlnnen erhoffte SchLussmobitisierung der Armeefreunde blieb aus.
Die Armeekritikerlnnen beteitigten sich am Ende häufiger ats die Armeebef ürworterlnnen.

Der Bundesbeschluss über die medizinische Grundversorgung

Aufgrund des sehr deutLichen Resultats [BB% Zustimmung) waren keine grossen Kon-
fLiktgräben in der Stimmbürgerschaft zu erwarien. ln der Tat ergab sich in keiner der von
uns untersuchten Merkmalsgruppen eine abLehnende Mehrheit. Atte Parteigefotgschaften
nahmen die Vortage mehrheitLich an, setbst diejenige der SVP, die ats ernzige der grossen
Parteien eine Nein-Paro[e gefasst hatte.

Die Vorlage stand kLar im Schatten der anderen drei Sachfragen. Das zeigt sich etwa darin,
dass beinahe ein Drittel [32%) atler Stimmenden nicht wusste, worum es bei dieser Vorlage
ging. Auch bei der Angabe der Stimmmotive bekundeten viete Teilnehmende Mühe, eine tnha[t-
Liche Begründung f ür den Entscheid anzugeben. Der Anteit nicht-inhattsbezogener Motive lwie
<weiss nicht> oder <Empfehlungen befoLgto) betruq auf beiden Seiten etwa 30%.

Die Vol.ksinitiative <<Pädophite sotlen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen>>

Die Analyse zeigt einen Konfliktgraben zwischen Links und Rechts. Die Anhängerlnnen
der meisien bürgertichen und rechtskonservativen Parteien unterstützten die lnitiative
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mit überwiegender Mehrheit, während die Wähtenden [inker Parteien sie mehrheitlich ab-

[ehnten. Noch wichtiger für den Stimmentscheid war indes die persöntiche Bedeutung der

Vor[age. Je höher die Bedeutung, desto eher tegten die Stimmenden ein Ja in die Urne. Be-

merkenswert ist ausserdem, wie stark das Thema bewegte. ln der Rangtiste der persönLich

bedeutsamsten Vorlagen des Abstimmungswochenendes rangiert die Pädophitie-lnitiative
nur knapp hinier der Mindesttohn-lnitiative auf Ptatz zwei.

Die AnaLyse der Argumente zeigt, dass die Kontra-Argumente - besonders dasjenige, dass

man für eine Jugendliebe nicht tebenslängtich bestraft werden soltte - durchaus Ankl.ang

fanden, auch bei den Ja-Stimmenden. Aber dasjenige Argument, wonach der Schutz des

Kindes über attem stehe, überwog.

Die Vol.ksinitiative r<Für den Schutz fairer Löhne>

Der Graben zwischen Befürworterlnnen und Gegnerlnnen der Mindestlohn-lnitiative ver-

Lief ziemtich genau zwischen Links und Mitte-Rechts und war tief. lm Vergleich zur 1:12-lni-

tiative erreichte diese lnitiative jedoch innerhaIb des Linken Lagers eine deutIich tiefere Zu-

siimmungsquote: Nur gerade diejenigen, die sich am äusseren [inken Rand des potitischen

Spektrums einstuften, [egten mehrheitLich ein Ja (61%] in die Urne. Das gemässigt [inke

Lager hingegen verwarf das Begehren des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ISGB]

mehrheitlich (60%). Ausserha[b des [inken Lagers wurde die lnitiative erwartungsgemäss

wuchtig verworfen, mit Nein-Mehrheiten zwischen 83 und 94%.

Der klassische Links-Rechts-Konfl.ikt widerspiegett sich auch im Entscheid der verschie-

denen Parteigefotgschaften. Die Sympathisantlnnen der SP sagten mehrheitLich Ja zum

Mindesttohn. Atl.erdings f ieL der Ja-StimmenanteiI mit 55% eher knapp aus. Die Wähtenden

der bürgerLichen Mitte-Parteien CVP, GLP, FDP.Die Libera[en und BDP hingegen verwarfen

die lnitiative deutlich mit Nein-Mehrheiten zwischen 95 und 82%. Auch bei derSVP-Gefol.g-

schaft fiet die lnitiative klar durch. 93% von ihnen [egten ein Nein in die Urnen. Vergteicht

man das Stimmverhalten zur Mindestl.ohninitiative mit demjenigen zur 1:12-lnitiative, zeigt

sich, dass die Zustimmung innerhaLb des [inken Lagers merkLich tiefer, die Abtehnungs-

quote des Mitte-Rechts-Lagers jedoch um einiges höher war. In der Summe ergab dies eine

deutLiche Ablehnung des Begehrens.

AhnLich wie bei der 1:12-lnitiative tag ein wesent[icher Grund für das k[are Scheitern der

SGB-lnitiative in der Angst vor negativen wirtschaftlichen FoLgen im Fatte einer Annahme.

Das Arqument, dass ein gesetzticher Mindest[ohn Arbeitsptätze vernichtet, weiI Branchen

wie beispieLsweise die Landwirtschaft und die Gastronomie so[che Löhne nicht bezah[en

können, überzeugte eine k[are Mehrheit von 74o/o der Stimmenden. Sie Leqten in der Fotge

grossmehrheitlich ein Nein in die Urnen.

Das Bundesgesetz über den Fonds zur Beschaffung des Kampfftugzeugs Gripen

Die potitische Gesinnung war von hoher Bedeutung für den Entscheid über das Gripen-
Fonds-Gesetz. Während die Beschaf fung neuer Kampff Lugzeuge bei etwa vier von f ünf SVP-
Anhängerlnnen [81%] auf Anklang stiess, verwarfen Stimmende aus dem [inken Spektrum
die Vortage wuchtig. ALLerdings beschränkte sich die Skepsis gegenüber dem Gripen nicht
ausschLressLich auf Iinke Kreise. Die Hätfte derlenigen, die sich seIber in der potitischen Mit-
te verorten, Lehnte die Vorlage ebenfaLts ab. Anders aLs in früheren Armeeabstimmunqen
fehLte somit die uneingeschränkte oder zumindest grossmehrheitLiche Unierstützung der
Mitte-Wähter. Dies trug wesentlich zum Scheitern an der Urne bei.

Ein ähnl.iches BiLd zeigt sich in Bezug auf die grundsätzl.iche Hattung zurArmee. Zwarwurde
der Gripen-Kauf von den Anhängerlnnen einer starken Armee angenommen, aber fast ein
VierteI von ihnenl24o/o] Legte ein Nein ein. Es zeigt, dass die Beschaffung neuer Kampfftug-
zeuge nicht a[s zwingende Voraussetzung für die Erhaltung einer starken Armee betrachtet
wurde. Dieser Eindruck wird durch die lnhaLtsnennungen der Befragten verstärkt. lm Ge-
gensatz zu früheren Armee-Abstimmungen [2. B. Volksinitiative zur Aufhebung der Wehr-
pflicht) gab es am 18. Mai2014 kaum jemanden, der die Abstimmung als Grundsatzfrage pro
oder contra Armee auffasste. Männer stimmten dem Gripen ausserdem häufiger zu [53o/o]

a[s Frauen l|2o/oJ. tJnrer den Männern wrederum war der Ja-StimmenanieiI bei aktueL[en
oder ehemaligen Militärangehörigen (58%) deuttich höher ats beijenen, die nie Angehörige
der Armee waren {360lo).

Die Stimmmotive der Ja- und Nein-Stimmenden bezogen sich auf unterschiedtiche Dimen-
sionen der Vorlage. Während Befürworterlnnen des Kampfjet-Kaufs diesen primär aus
sicherheitspoLitischen Gründen begrüssten, nannten die Gripen-Gegnerlnnen hauptsäch-
Lich finanzpotitische Motive. Ein Drittel der Nein-Stimmenden waren der Meinung, dass die
veranschtagten Kosten von rund drei MitLiarden Schweizer Franken entweder zu hoch seien
oder sinnvolter eingesetzt werden können. Das atteine hätte aber nicht ausgereicht für ein
Nein. Zu diesen Nein-Stimmenden geseLlten sich auch so[che, die den Gripen ats Ftugzeug-
typ ablehnten [13%), grundsätzl.ich gegen die Armee sind [9%], eine genere[le Neuausrich-
tung derArmee verlangen [13olo) und zuletzt auch der Pannen im Abstimmungskampf über-
drLissig waren [6%].

Von einer grundsätzlichen InfragesteLtung einer eigenständigen mititärischen Verteidrgung
der Schweiz kann trotz der Ab[ehnung der Gripen-Beschaffung nicht die Rede sein. VieL-
mehr schetnt sich ein beachtIicher TeiI der Nein-Stimmenden trotz positiver Hattung zur
Landesverteidigung bewusst und differenziert gegen die Beschaffung dieser 22 Gripen E

ausgesprochen zu haben.
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Zur Methode

Die vortiegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft rea[isierten

Nachbefragung zur Volksabstimmung vom 18. Mai 2014. Die Befragung wurde vom For-

schungsinstitut gfs.bern innerhal.b von etf Tagen nach der Abstimmung durchgefuhrt. Die

Datenana[yse erfotgte durch das lnstitut für Pol.itikwissenschaft der Universität Zürich

(lPZJ. Die Befragung wurde von hundert Befragerlnnen von zu Hause aus telefonrsch durch-

geführt, wobei gfs.bern die Mögtichkeit hatte, die lnterviews extern, und ohne dass dies

für die Befragerlnnen und die Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die AuswahI

der Befragten wurde in einem dreistufigen Zufaltsverfahren ermittelt. Der Stichprobenum-

fang betrug 1510 stimmberechtigte Personen, davon kamen 54olo aus der Deutschschweiz,

27o/o aus der Westschweiz und 20% aus der itaLienischsprachigen Schweiz. Der Stichpro-

benfehter für die Gesamtheit der Befragten tag bei +/-2 5olo vorsicht bei der Interpretation

der Daten ist dort geboten, wo die Teitstichproben klein sind und die Verteilung der Prozent-

werte zugteich ausgegl"ichen ist (50:50J. In sotchen FäLlen können aufgrund des Stichpro-

benfehters keine Aussagen über Mehrheitsverhättnisse gemacht werden. FÜr die Beteiti-

gung wurde erstmats nach Stimmregisterdaten aus dem Kanton Genf, der Stadt St.Gatlen

und einer Auswaht von Gemeinden des Kantons Tessin gewichtet.

Tabette 1: Ergebnisse in Prozent derStimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

n, ()

o

Stimm-
beteitigung

in l%l

Medizinische
Grundversorgung

lolo Jal

Pädophitie-
lnitiative

loh Jal

Mindesttohn-
lnitiative

l% Jal

Gripen-
Beschaffung

lolo Jal

Schweiz 55.5 88.0 63.5 23.t 16.6

7H 56.9 86.8 57.3 25.3 48.7

BE 52.7 89.5 51.1 23.8 1,9.1

LU 58.3 BB.6 57.5 18.2 54.3

UR 51.2 86.3 63.2 17.6 62.1

SZ 59.4 81.0 6 5.1 13.6 61 .5

OW 60.B 82.8 59.4 1 3.9 63.8

NW 63.0 83.2 59.3 12.8 68.2

GL 5't.0 88.7 6 3.5 17 .7 59.9

ZG 63.1 86.5 58.5 1 5.8 58.0

FR 57.2 90.8 68.8 24.9 LO.6

SO (t o BB.2 65.2 22.3 50.3

BS 57,9 89.0 56.2 32.3

BL 5 5.0 88.7 61.7 23.6 1+2.5

SH 70.4 87.2 65.7 25.5 L9./I

AR 57.1 82.1 5 5.0 18.6 51.1

AI 51.1, 82.1 59.4 12.1 60.8

SG 54.3 85.1 63.1+ 18.3 52.0

GR 53.7 89.1 62.6 18.2 5 0.7

AG 56.2 87.4 63.9 19.2 51.9

TG 54.2 84,7 62.6 17.8 5 5.6

TI 54.8 87.7 83.0 32.0 4 5.3

VD 58.1 91.3 68.7 28.3 3 5.0

VS 61.2 84.2 74.3 18.0 38.1

NE 5 6.6 93.7 70.0 31.9 30.9

GE 56.7 92.8 73.6 34.0 32.2

JU 53.7 90.7 71.5 3 5.9 25.7

Quetle: http://www.ad min.ch lvorLäufige Frgebnisse)
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BEDEUTUNG DER VORLAGEN, STIMMBETEILIGUNG

UND MEINUNGSBILDUNG

1.1 Bedeutung derVorlagen

Die Be{ragten konnten die Bedeutung der Vorlagen fÜr sich setbst und fÜr das Land auf

einer Skaia von NuL[ [keine BedeutunqJ bis zehn [aLLerhöchste Bedeutung) einstufen Der

Mindestlohn-lnitiative wurde dabei die höchste nationate Bedeutung zugewiesen' gefotgt

von der medizinischen Grundversorgung und der PädophiLie-lnitiative Der bis zum SchLuss

umkämpfte Gripen-Kauf erzieLte von atlen vier Vorlagen Überraschenderweise die tiefsten

nationaLen Bedeutungswerte. Diese Ergebnisse sind aLterdings mit einer gewissen Vorsicht ,^,
zu interpretieren. Die hohen nationaLen Bedeutungswerte, die etwa die kaum umstrittene

Hausarztvorlage erhieLt, sind wohL eherAusdruck des SteLLenwerts, den die Gesundheit im

Leben aLLgemein einnimmt, und haben wohL wenig mit der vorge[egten Sachfrage zu tun'

Wie sonst wäre es nämLich zu erktären, dass fast die Hätfte [43%) derer' wetche der Haus-

arztvorlage die höchsten Bedeutungswerte zuwiesen, sich nicht erinnern konnten' dass

darüber abgestimmt wurde. Die Frage, Über wetche VorLagen am [etzten Abstimmungs-

wochenende abgestimmt wurde, ist mögl.icherweise ein genauerer lndikator für die Rete-

vanz, wetche die Vortagen fÜr die Stimmbürgerschaft hatten: Fast alte Stimmenden [92%]

erinnerten sich, dass der Gripen-Kauf eine der vorgetegten sachfragen war, während die

Erinnerung an die Mindesttohn- und die PädophiLie-lnitiative bei einigen bereits ein wenig

verbtasst war (71% bzw, 66o/o erinnerten sich an diese beiden Sachf ragen) Dass auch über

eine vierte Vortage - die medizinische Grundversorgung - abgestimmt wurde, war schLiess-

Lich nur noch knapp der HäLfte der am urnengang Teitnehmenden (55%) bewusst sich an

eine Vorlage zu erinnern und ihr hohe Bedeutung zuzumessen, sind zwar unterschiedLiche

Dinge, doch der umstand, dass sich nur noch etwa die Hätfte der Teitnehmenden an die

HausarztvorLage erinnerte, relaiiviert ihre vergteichsweise hohen, von den Befragten im

Nachgang zu gewiesenen Bedeutungswerte.

Persöntiche Betroffenheit wurde in den Vorlagen in unterschiedLichem Ausmass erkannt'

Erwartungsgemäss erachteten Befragte aus den tieferen Einkommensklassen die Min-

desttohn-lnitiative für persönLich bedeutsamer aLs sotche, die ein ÜberdurchschnittLiches

Einkommen erzieLen.l Das Gripen-Referendum wiederum war fÜr Männer [6.6] eine wich-

tigere Angetegenheit als für Frauen [5.9). Dieser Geschtechterunterschied ist zudem fÜr

die Differenzen in der Bedeutungszumessung zwischen Mititärangehörigen und sotchen,

die nie Mititärdienst Leisteten - vornehmtich natürLich Frauen - verantwortLich lndes' auf-

schtussreich ist in diesem Zusammenhang vor aLLem der Befund' dass der Gripen-Kauf die

ehematigenArmeeangehörigen signifikant stärker {6.9J aufwÜhtte als sotche, die aktuell

Mititärdienst leisten {5,51. SeLbiger Umstand manifestieri sich foLgerichtig auch in der Wich-

tigkeit, wetche die verschiedenen Attersgruppen dem Gripen-Referendum beimassen FÜr

über 50-Jährige hatte die Vorlage eine deutLich höhere Bedeutung [zwischen 6.6 und 6.9]

aLs f ür die jungen Stimmbürger (18-29-Jährige: 5.4J. Unterschiede gibt es zudem auch zwi-

schen Links und Rechts sowie zwischen Armeebefürworterlnnen und Armeegegnerlnnen.

Für Linksstehende und Armeekritikerlnnen war der Gripen-Kauf keine aLLzu bedeutsame

Sache2, während die Armeebefürworterlnnen (6.7J und diejenigen, die sich seLbst am rech-

ten, äusseren Rand des ideotogischen Spektrums {7.51 einstufen, das ganz anders sahen.

Die Pädophitie-lnitiative3 wiederum löste hohe persönIiche Betroffenheit bei den Frauen

aus [7.0J, während Männer die VorLage für nicht überaus beachtenswert (5,6) erachteten.

Hingegen hatte die Zaht der im HaushaLt [ebenden Kinder keinen nennenswerten Einfluss

auf die Bedeutungszumessunga. Das tiegt wohL hauptsächLich daran, dass es vor aL[em

ättere Stimmberechtigte {und darunter wiederum vor a[Lem Frauen) waren, die der Vor-

Lage höchste persönl.iche Bedeutung beimassen: Bei den 1B-29-Jährigen [regt der durch-

schnitttiche persöntiche Bedeutungswert der Pädophitie-lnitiative bei LedigLich 4.7, wäh-

rend er bei den über 70-Jährigen hohe 7.1 beträgi.

TabeLLe1.1: WahrnehmungderBedeutungderVorlagefürdasLandundfürsichselbst'
in Prozent Stimmberechtigter

GripenMedizinische
Grundversorgung

Pädophiten-
lnitiative

Mindesttohn-
lnitiätive

I

6l Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014

, Linksaussen betrug der entsprechende Mittetwert 5.7 und für diejenigen, die sich keine bzw. nur eine

schwache Schweizer Armee wünschen, 6.1.
3 Interessant ist ausserdem, dass keine der vier VorIagen so hohe Anteite an den beiden Bedeutungs-

poten erziette wie die Pädophitie-lnitiative. Für überdurchschnitttich viete Befragte war sie vö[tig be-

deutungslos (Wert 0 auf der BedeutungsskaLal, während sie wiederum für Überdurchschnitttich viete

Befragte von höchster Bedeutung IMaximaLwert 1 0 auf der BedeutungsskaLaJ war.
I Betrachtet man nuT die Frauen, ist es gar so, dass ausgerechnet diejenige Gruppe von Befragten, die

angab, keine Kinder im Haushatt zu haben, die höchsten Bedeutungswerte aufwies.

11
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Sehr kLein [0,1]

Ktein l2-4)
l.littet [5]

Gross [6-8]
Sehr gross 19, 10)

6.5

111,27)

6.9

t14131

6.2

t1 4391
5.9

[1 3691

7.1

113901 {1 4001

6.4 7.3

11414)

Arithmetisc hes

tVittet In]

7.2

[1 339]

rDer durchschnittLiche persönLrche Bedeutungswert für Befragte mit einem Haushaltseinkommen bis

3000 Franken betrug 7.1, derjenige ftlr Befragte mit einem Haushaltseinkommen zwischen 3000 und

5000 Franken 6.8. Der Uurchichnittswert für die Gesamtheit aL[er Befragten Liegt darunter {6 51
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1.2 StimmbeteiLigung

Zunächst eine Vorbemerkung zur Beteitigungsanatyse: Zum ersten MaL wurden die Vox-

Umfragedaten zusätztich nach Alter gewichtet. Die der Gewichtung zugrundeLiegenden

Stimmregisterdaten stammen aus dem Kanton Genf [für die Gewichtung der Beteitigung

nach ALter in der Romandiel, der Stadt St.GaLLen {steLlvertretend für die Deutschschweizl

und 61 Gemeinden des Kantons Tessins.

Am 18. Mai 2014 nahmen 55.5% derstimmberechtigten Schweizer BÜrgerinnen und BÜrger

an den Abstimmungen teiL. Dieser Wert Liegt deuttich über dem Durchschnitt der letzten

23 Jahre (1991 bis 2013:43.\o/d und nur geringfügig unter der Partizipationsquote, die fLir die

stark mobiLisierende Masseneinwanderungsinitiative ausgewiesen wurde [56.6%] Wie bei

atten Abstimmungen ist das poLitische lnteresse einer der zentraten Faktoren, wetcher die

Teilnahme erklärt. Wer an Politik interessiert ist, nimmt erwartungsgemäss auch vie[ eher

teiL ats solche, die der Potitik indifferent gegenüber stehen. ALter und Bil.dung korreLieren

ebenfatts mit der Wahrscheintichkeit, an die Urne zu gehen. Die jüngste Attersgruppe ist bei

der Abstimmung wie so oft am stärksten untervertreten [41%]; die Differenz zur teitnahme-

fLeissigsten Altersgruppe - den 60 bis 69-Jährigen (69%l - beträgt knapp 30 Prozentpunkte

Höher gebitdete Personen beteiligten sich zudem überdurchschnittlich häufig an der Ab-

stimmung [68%], während die Teitnahmequote der tiefsten BiLdungsschicht tedigtich 33%

betru g.

Am stärksten mobitisiert wurden die WähLenden aus dem [inken Spektrum. TTo/o von ih-

nen nahmen nach eigenem Bekunden am Urnengang teiL. Dieser Wert Liegt kLar über der

Partizipationsquote der sich rechts oder rechtsaussen einstufenden Befragten. Ein ähnl.i-

ches Bitd zeigt sich, wenn die Beteitigung nach Parteisympathie aufgeschtÜssett wird. Die

Sympathisantlnnen der Grünen und der SP beteitigten sich häufig [896 bzw. 64%J, während

die FDP- und SVP-Anhängerschaft (54 bzw. 51% Beteitigungsquote), aber spezieL[ auch die

CVP-Wähl.end en l42o/o Partizipationsrate) der Urne öfter aLs die Links-stehenden fernbtie-

ben. Um so mehr erstaunt in diesem Zusammenhang die deuttiche Abtehnung der Mindest-

tohn-lnitiative. Sie scheiterte nicht daran, dass sich die Iinken Wählenden nicht mobitisieren

Liessen, vietmehr wurde sie trotz überdurchschnitttich hoher Beteitigung der Linkswählen-

den wuchtig verworfen. Von dieser Mobitisierung konnten die Gripen-Gegnerlnnen mögti-

cherweise prof itieren. Auf jeden FalL nahmen die setbsterklärten Armeegegnerlnnen eher

teit (68%J ats die Befürworterlnnen einer starken Armee [53%).

5 Diese 61 Gemeinden machen 70.1+o/o der Stimmberechtigten des Kantons Tessin aus.
6 Aufgrund der geringen Fatlzaht In=44) ist diese Angabe aLs Tendenz zu verstehen. Das 95%-Konfidenz-

inte rva[[ tiegt im vortiegende n FatL zwischen B0 und 980/0. Das heisst, d ie <<wah Te>> Stimm beteitig ung d er

Grünen-AnÄängerlnnen (d. h. die.jenige in der Grundgesamtheit aLLer Schweizer Stimmberechtigtenl

liegt mit 95-prozentigerWahrscheinlichkeit zwischen B0 und 98ol0. GLeichwoh[ [ässt sich aber mit Be-

stimmtheit sagen, dass sie überdurchschnitttich hoch war.

't2

lm Zusammenhang mit der Mindest[ohn-lnitiative Lohnt sich auch ein BLick auf die Betei-

Iigungswerte der verschiedenen Einkommensktassen: Diejenigen, die von der genannten

Vortage am direktesten betroffen waren, bLieben der Urne am ehesten fern: 41 hzw.42o/o

betrug die StimmbeteiLigung bei den Bef ragten mit einem Haushattseinkommen unter 3000

bzw. zwrschen 3000 und 5000 Franken. Ats VergLeichsgruppe diene an dieser SteLte die

Gruppe derer, die in die höchste hier erhobene EinkommenskLasse [über 11'000 Franken]

falLen; Von ihnen nahmen 77o/oIeil, demnach fast doppeLt so vieLe wie innerhaLb der tiefsten

Einkom mensktassen.

Tabette 1.2: Beteitigung nach soziaten und poLitischen Merkmalen in Prozent
der Stimmenden

.)
M erk m a le/Kateg ori en Stimmbeteiligung

in%
Korretations-
koeffizient'

TotaI VOX Iqewichtet] 56 1502

Haushaltsein kom men V = .28i**
Bis 3000 CHF /+1 109

3000 bis 5000 CHF 42 390

5000 bis 7000 CHF 52 321

7000 bis 9000 CHF

9000 bis 11'000 CHF

BO 197

61 145

Über i i'000 CHF 77 151

Atter V = .20+**

18 bis 29 Jahre 41 206

27530 bis 39 Jahre 46

40 bis 49 Jahre 52 232

50 bis 59 Jahre 61 270

60 bis 69 Jahre 69 270

70 Jahre und mehr 65 2/,9

Bitdung V = .26t**
Hoher Bitdungsstand 68 779

Mitt[erer Bi[dunqsstand 45 616

Niedriqer Bitdunqsstand a1 107

Parteiverbu nden h eit 56 1502 V = .39ri{
SP - Soziatdemokratische Partei 64 228

CVP - Christtichdemokratische Votkspartei /+2 97

FDP.Die Libera[en 51r 159

SVP - Schweizerische VoLkspartei

Grüne

51 209

tsel 44

GLP - GrüntiberaLe Partei lTBl 45

BDP - Bürqertich Demokratische Partei l4e) 43

Keine Partei 67 334
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Merkmale/Kategorien Stim m b eteiligu n g

in olo

n Korrelations-
koeffizient"

Links-Rechts-Selbsteinschätzung V = .25**i

Linksaussen 59 150

Li nks 77 217

Mitte 55 493

Rechts 62 253

Rechtsaussen 50 189

Weiss nicht 32 176

Wertepräferenz Armee V =.tl***
Starke Armee FO 696

Gem ischt 57 480

Keine Armee 6B 280

" Zur Interpretation der statistischen Koeffizienten siehe Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahten in KIammern geben [ediglich eine Tendenz an, da die AnzahL Fät[e unter 50 [iegt und
desha[b keine statistischen Sch[üsse zulässt.
@ Universität Zürich/qfs.bern: V0X-AnaLyse der eidqenössischen Abstimmunqen vom 18.05.2014.

Tabel,te 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der MeinungsbiLdung in Prozent
der Stimmenden

fl, r)

1.3 MeinungsbiLdung

Am [eichtesten fieI der Entscheid den Teitnehmenden zur Mindestl.ohn-lnitiative und zum

Gripen-Referendum: 78 bzw.77o/o bekundeten keine grosse Mühe bei der Entscheidungs-

findung. Auch die Pädophil.ie-lnitiative bereitete nur einer Minderheit Kopfzerbrechen (An-

teil.: Entscheid <eher schwer gefaLlen>: 23olo). Am schwierigsten wurde das Votum zur Haus-

arztvortage empfunden. Fast ein Drittel. derTeiLnehmendenl32'kl bekannte, sich bei dieser

Vorlage nur mühevotI zu einem Entscheid durchgerungen zu haben. Das [ag primär daran,

dass der lnhatt der VorLage kaum bekannt war. Wie später noch zu zeigen sein wird, wuss-

ten viete nicht, worum es bei dieser Sachfrage eigentlich ging. Dementsprechend fieL auch

der AnteiI derer, die sich erst kurz vor dem Abstimmungstermin entschieden, unter atten

Vorlagen am höchsten aus.

c ()

Medizinieche
Grundversor-

qunq l%l

Pädophitie-
lnitiative

lVol

Mindestlohn-
lnitiative

1olol

Gripen
JY.l

Entscheidzeitpun kt,

Von Anfang an ktar 25 26 30 31

3. bis 6. Woche vor der Abstimmung 28 30 29 29

1. bis 2. Wochen vor der Abstimmung .E aa J/ 29

Letzte Woche vor der Abstimmung 13 12 I 11

Schwierigkeit der Entscheidung.

Eher [eicht 61 74 78 77

Eher schwierig 32 23 19 20

Weiss nicht, keine Antwort B 3 3 3

" nur Teitnehmende [n=843], gewichtet nach Entscheid zurjeweiLigen Vortage.
@ Universität Zürich/gfs,bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014
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2. BUNDESBESCHLUSS UBER DIE MEDIZINISCHE

GRUNDVERSORGUNG IDIREKTER GEGENENTWURF

ZUR VOLKSINITIATIVE <JA ZUR HAUSARZTMEDIZIN>J

2.1 Ausgangsl.age

Unzufrieden mit der Förderung der Hausarztmedizin und besorgt darüber, dass sich ein

Manget an Hausärztlnnen abzeichnet, reichte der Berufsverband der Hausärzte 2010 die

lnitiative <Ja zur Hausarztmedizin> ein. Das Parlament, das mit der grundsätzLichen Stoss-

richtung des Begehrens einverstanden war, aber in einigen Punkten eine andere Position

vertrat, arbeitete in der Fotge einen direkten Gegenentwurf aus. A[s der Bundesrat zudem

ankündigte, die Tarife für die Hausärzte um jährlich 200 MiLtionen Franken anzuheben, wur-

de die lnitiative zurückgezogen, womit das StimmvoLk nur noch Über den GegenvorschLag

zu befinden hatte.

Dieserverpftichtet Bund und Kantone zu einer gezieLten Förderung der Hausarztmedizin aLs

TeiI der medizinischen Grundversorgung. Erreicht werden so[L dieses Ziet durch eine stär-

kere Beachtung der Hausarztmedizin bei derAus- und WeiterbiLdung, die EinfÜhrung neuer

VersorgungsmodeLte und einer finanzieLten BessersteLLung der Hausärzte.

Mit Ausnahme der SVP sprachen sich atte Parteien für den neuen VerfassungsartikeI ge-

mäss Gegenvorschtag aus. Die SVP verzichtete indes auf eine Kampagne, weiI andere Vorla-

gen Vorrang hatten. Ein eigentl.icher Abstimmungskampf fand deshatb nicht statt. Bezeich-

nend daf ür steht der Umstand, dass sich erst eLf Tage vor derAbstimmung ein Nein-Komitee

formierte. Dieses prangerte vor atlem die durch eine Annahme der lnitiative drohende <Ver-

staatLichung des Gesundheitswesens> an.

Der Verfassungsartiket wurde mit einem Ja-StimmenanteiI von BB.0% deuttich angenom-

men.

2.2 Das Profit der Stimmenden

Bei einem derart klaren Ergebnis sind naturgemäss keine tiefen Konfliktgräben zu erwar-

ten. Deshatb Lautet das wichtigste Ergebnis der Anatyse, dass sich in keiner retevanten

Merkmalsgruppe eine abtehnende Mehrheit zum Verfassungsartike[ fand. Beispielsweise

stimmten atLe Parteianhängerschaften der Vorlage mehrheitLich zu, aIterdings fieL diese

Mehrheit unterschiedLich hoch aus. Bei den Sympathisantlnnen der Parteien aus dem Lin-

ken Spektrum {SP und GrÜneJ fand sich kaum jemand, der dagegen stimmte 196 bzw.92o/o

Zustimmungsratel. AhnLich hoch war die Zustimmung der CVP-Anhängerlnnen, die der me-

dizinischen Grundversorgung zu 98% beipftichteten. Nicht ganz so wuchtig, aber gLeichwohI

grossmehrheittich fiel das Ja der FDP- und SVP-WähLerschaft aus: 83 bzw. B0% von ihnen

[egten ein Ja in die Urnen. lm FaLLe der SVP-Anhängerschaft ist dies durchaus bemerkens-
weri: Die nationate DeLegiertenversammtung der SVP hatte näm[ich ein Nein empfohten.

Von gewisser Bedeutung für den Entscheid war ausserdem das Regierungsvertrauen. Wer

dem Bundesrat grundsätztich vertraut, leistete der RegierungsempfehLung mit sehr gro-

sser WahrscheinLichkeit (92olo Ja-Stimmenantei[J auch Fotge, während solche, die der Lan-

desregierung wenig Vertrauen schenken, der Vorlage <btoss, in etwa acht von zehn Fätten

[B'l%) zustimmten, Der Umstand, dass sotche, die beim Entscheid Mühe bekundeten oder

sich erst spät entschieden, weniger häufig ein Ja ein[egten, ist zumindest ein Indiz dafür,

dass man im Zweifetsfatle auch ab und an Nein stimmte, während sotche, die schon immer

wussten, was sie auf den Stimmzette[ schreiben würden und die keine Entscheidschwierig-

keiien bekundeten, fast unisono Ja stimmten.

TabeLLe 2.1: Medizinische Grundversorgung - Stimmverhalten nach politischen

Merkmalen in Prozent der Ja-Stimmenden

,^,.r i)

C

M erkmale/Kategorien

Totat VOX Igewichtetl

a/o Ja

8B 989

Korrelations-
koeffizient"

Parteiverbunden heit V = .20r*

SP - Sozia[demokratische Partei 96 167

CVP - Christtichdemokratische VoIkspartei

FDP.Die Libera[en

tesl

B3

47

110

SVP - Schweizerische Votksparter 80 123

Grüne 9? 51

GLP - Grüntibera[e Partei {e0i 40

BDP - Bürgerlich Demokratische Partei 177J 31

Keine Partei B6 256

Einordnunq auf der Links-Rechts-Achse V =,l$+*t
Linksaussen 95 99

Links 93 193

Mitte 90 alE

Re c hts 85 194

Rechtsaussen 75 119

Weiss nicht 90 57

Reg ieru ngsvertrauen V = .16***

Ve rtra ue n 92 503

Ge mischt 89 128

Misstrauen B1 351

Wertvorsteltung: Föderalismus vs. Zentratismus V =.19it*
Bu nd 90 255

Gemischt 93 405

FöderaLismus 78 274
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M erkm ate/Kateg o ri en alo Ja

1

n

E ntsch e id sc hwie rig ke it

Korrelations-
koeffizient'

V =.t6***
Eher [eicht 91 641

Eher schwer 80 300

E ntscheidzeitpun kt V =.'l $r++

Von Beqinn weq klar 95 241

3-6 Wochen 89 282

1 -2 Wochen 87 336

1 -6 Taqe 79 107

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vg[. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahten in KLammern geben LedigLich eine Tendenz an, da die AnzahI FäLte unter 50 Liegt und

desha[b keine statistischen SchLüsse zutässt.
O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

Unter den geseIschafiLichen Variab[en stechen zwei MerkmaLe hervor, die bis zu einem

gewissen Grad miteinander verknüpft sind: Geschtecht und persöntiche Bedeutung. Frauen

Legten signifikant häufiger ein Ja {91%l in die Stimmurnen als Männer (84%). Auch hier sei

darauf hingewiesen, dass diese DifferenzvonTo/o keinesfatls ausreicht, um von einem (Gra-

ben> oder dergleichen zu sprechen. Aber immerhin war das GeschLecht eine der wenigen

soziodemographischen Merkmate, die signifikante Stimmverhaltensunterschiede hervor-

rufen. Das [ag auch daran, dass Frauen die medizinische Grundversorgung für individu-

e[[ bedeutsamer (6.7) erachteten aLs Männer [6.1]. Die persönliche Bedeutungszuweisung

wiederum war [auch muttivariat] eine der bedeutsamsten Erwägungen, die zum Stimment-

scheid führten. Wer dem VerfassungsartikeI eine sehr hohe Bedeutung zumass, stimmte

beinahe ausnahmstos 196"/"1 Ja, während sotche, die in der VorLage keiner[ei persönLiche

Betroffenheit zu erkennen vermochten, in unserer Stichprobe nur zu 55%7 zustimmten. Da-

bei ist aLl.erdings nicht ganz klar, welche Faktoren die persöntiche Bedeutungszumessung

prägen. Das GeschLecht spielte dabei eine gewisse Ro[[e ebenso wie das ALter. Je äLter die

Bef ragten, desto wichtiger stuften sie die medizinische Versorgung ein8. Wirvermuten des-

ha[b, dass die persöntiche Bedeutungszumessung mit derAngewiesenheit auf die medizini-

sche Versorgung im Generetlen im Zusammenhang steht.

7 Aufgrund der geringen Fallzahl In=31] darf dieser Wert bloss ats Tendenz ausge[egt werden.
I MitteLwerte der persöntichen Bedeutungszumessung nach ALter: 18-29-Jährige: 1+.9; 30-39-Jährige:

5.8;40-1+9-Jährige: 5.9; 50-59-Jährige:6.6; 60-69-Jährige:6.7; über 70-Jährige: 7.3. Indes, das ALter

hat keinen Zusammenhang mit dem Stimmentscheid.

TabeLte 2.2: Medizinische Grundversorgung - Stimmverhalten nach soziodemografischen
Merkmalen in Prozent der Ja-Stimmenden

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vgL. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahlen in KLammern geben Ledigtich eine Tendenz an, da die AnzahL FäLte unter 50 [iegt und
deshatb keine statistischen SchLüsse zutässt.
@ Universität Zü ern: V0X-Ana e der eid össischen Abstimmu n vom 18.05.2014.

2.3 Wahrnehmung

Die VorLage zur medizinischen Grundversorgung stand im Schatten der anderen drei Vor-
[agen. Das Informierthertsniveau war dementsprechend tief. Knapp ein DritteI a[Ler Tei[-
nehmenden [32%) wusste nicht, worum es im Kern ging. BB% von ihnen [egte troizdem ein
Ja eine. Knapp jede/r zweite Stimmende [46%J war der Ansicht, der Verf assungsartike[ habe

die Förderung der Hausärzte bzw. des Hausarztmodetls zum ZieL. Weitere 4% betonten die

Rotle des Bundes bei der Gewährleistung der medizinischen Grundversorgung, während 6%

die Vorlage primär mit höheren Löhnen für die Hausärzte verknüpften.

TabLette 2.3: Medizinische Grundversorgung - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent
der Stimmberechtigten Inur Erstnennungenl

^\ )

M er kma le/Kategor ien o/o Ja Korrelations-
koeffizient'

TotaL V0X Iqewichtet) B8 989

Persönliche Bedeutung V = .25++i
Sehr qerinq (s 5l 31

Gerinq 81 126

81 163M ittet

Hohe Bedeutunq 92 1+82

Sehr hohe Bedeutunq 96 174

Geschtecht V = .l0rr
Mä n ner B4 479

Fra ue n 91 511

Wahrnehmungr Totat Stimmende Nichtstimmende

% n Yo n % n

Förderung der Hausärzte/des Hausarzt-
modeIts

aa 480 46 386 14 94

Höhere Löhne für Hausärzte 6 B3 6 53 5 30

Zuqang und Versorqunq qewährteisten 1+ 64 7 55 1 s

Bund sotl Grundversorqunq qewährleisten 4 56 5 41 2 15

At[gemeines 1 11 1 7 1 3

Anderes, fatsch 4 59 4 32 4 27

Weiss nicht/keine Antwort 50 757 32 269 73 480

TotaI 100 1510 100 843 100 658

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet. Aufgrund der Gewichtung und der Rundung ent-
spricht das Total nicht immer der Summe aIter ausgewiesenen Werte.
@ Universität Zürich/gfs.bern:VOX-Ana[yse der eidgenössischen Abstimmungen vom 19.05.20jL.
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e Ein knappes FünfteI dieser Gruppe von Ja-Stimmenden [1 9%) gab an, Empfehlungen gefotgt zu sein

19



2.1, Die Stimmmotive

Die geringe lnformiertheit der Stimmenden spiegeLt sich auch in den Motivangaben wider.

9%o der Befürworterlnnen wussten nicht (mehrJ, weshaLb sie dem VerfassungsartikeL zu-

gestimmt haben. Weitere 9% gaben auf die Motivfrage eine sehr aL[gemeine Antwortl0, die

darauf schtiessen [ässt, dass der Inhatt derVorlage kaum bekanntwar. Nochmats 9% gaben

an, eine Empfehtunq - zumeist handeLte es sich um diejenige des Bundesrates - befolgt zu

haben. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang die Antwort eines Befragten, der angab,

Ja qestimmt zu haben, weiL ohnehin aLLe dafür gewesen seien.2o/o verwiesen schLiessLich

auf lnhal.te, die mit der vorLiegenden Sachfrage nichts zu tun haben, etwa die Einführung

einer Einheitskrankenkasse oder die freie WahLdes Hausarztes. In der Summe ergibt dies

29o/o der Ja-Stimmenden, die kein lzutreffendes] inhattLiches Motiv anzugeben vermochten.

lndes, eine Mehrheit gab eine inhattsbezogene Begründung für ihren Entscheid an. Ein Drit- Ä.,

teL Legte Ja ein, weiI sie damit die Branche der Hausärzte fördern wotl.te. 17% sahen im eige-

nen Entscheid ein Votum zugunsten der Gewährteistung einer medizinischen Grundversor-

gung.12o/owiederum sorgten sich um eine fLächendeckende Grundversorgung, während 4%

meinten, die Vor[age würde der Besserste[Lung von SpitaL- und Spezia[ärzten einen RiegeI

vorschieben. Zutetzt antworteten 6% derJa-Stimmenden [apidar, sie seien persönlich davon

betroffen. d. h. seLbst ArztlÄrztin oder chronisch krank

Die Nein-stimmenden waren ebenfaLLs nicht sonderLich gut informiert, denn auch unter

ihnen gab es eine beträchttiche Zaht, die kein inhatt[iches Motiv anzugeben wusste. 16%

konnten keinen Stimmgrund angaben,4o/o bezogen ihren Entscheid ganz offenkundig auf

eine andere Sachfrage und 5% setzten EmpfehLungen um, ohne sich um den Vorlagenin-

hatt zu kümmern.3% machten zudem eine sehr genereLLe Bemerkung. InhaLt[iche Motive

wurden jedoch auch genannt. 22% tolglen dem Argument des Gegenkomitees und wehrten

sich gegen die <VerstaatLichung des Gesundheitswesens>. 17% sagten, sie wÜrden nicht

einsehen, weshaLb Hausärzte bevorzugt behandett werden müssten und weitere 17% sind

zufrieden mit dem Status Quo und sahen deshatb keinen Grund fÜrAnderungen.

Tabette 2.4: Medizinische Grundversorgung - Motive der Stimmenden
(mehrere Antworten mögtichl

r0 Beispietsweise Antworten wie <normal> oder <ist eine gute Sache>

20

@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.201/1.

Aufgrund der Gewichtung und der Rundung entspricht das TotaI nicht immer der Summe a[[er aus-
qewiesenen Werte.

2.5 Pro- und Kontra-Argumente

Die Hausärzte geniessen in der Schweiz grosse Sympathien: Etwa neun von zehn Befrag-

ten pftichteten dem Argument bei, wonach der Bund sicherstetLen sotL, dass Hausarzt ein

rentab[er und attraktiver Beruf bLeibt. Zwar feh[en uns ähnLiche Auswertungen zu ande-

ren Berufen, aber es ist nur schwer vorstellbar, dass andere Berufsgattungen vergteichbar

hohe Zustimmungswerte erhieLten. Für eine Vortage, weLche die Förderung der Hausärzte

zumZiel hat, bedeutet dies, dass man im Prinzip mit einem breiten Sukkurs im StimmvoLk

rechnen darf. Wenn derVorlage ausserdem, wie im vorliegenden FaLt, keine nennenswerte

0pposition erwächst, ist ein AbstimmungserfoLg so gut wie garaniiert.

Hinzu kommt, dass auch dem zweiten Pro-Argumeni grossmehrheittich zugestimmt wurde.

B5% aller Bef ragten teiLten die Auffassung der Bef ürworter, wonach sich der Hausarztman-
gel bereits heute bemerkbar mache, weshaLb gehandeltwerden müsse. SeLbst eine knappe

Mehrheit der Nein-Stimmenden [55%] hielt diese Aussage frir richtig. Die Tatsache, dass sie

trotzdem Nein stimmten, rechnen wir dem Umstand zu, dass vie[e schLicht nichiwussten,
worum es genau ging.

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid

1075

% n

B79

To n

JA-Stimmende

Empfehtunqen

Atte
Nennungen

Erst-
nennun9en

B1 10 B9atlgemeine Aussagen 9

212 15

9 74 otJ

100 871

71

197

?

171/+

FaLsche Antworten {2.8. <es braucht eine Einheits-
k ra n ke n kasse "l
Weiss nicht/keine Antwort

TotaL

22 26 28 33Gegen Verstaattichu ng/ f ür Wettbewerb

17 20 22 26Gegen Bevorzugung von Hausärzten

20 18 22Jetziges System f u nktioniert 17

12 14 16 19

3 3 5 6

Getd für die Gesundheitsversorgung

ALtgemeines

6 6 9 11An d eres

6Em pfeh Iu nqen 5 6 5

FaLsche Antwort 4 5 lt 5

16 19 8L 101Weiss nicht/keine Antwort

100 119 191 229Total

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erst-
nennungen

AtLe

Nennungen

%

JA-Stimmende

Förderunq der Hausärzte ?86 45

Sicherstettung Grundversorgung, HausarztmangeL

vorbeu en
17 t44 .E 214

Ftächendeckende Grundversorgung 12 102 15 134

Persöntiche Gründe {2.8. <bin seLbst Arzt, Kranken-
schweste r>

6 50 7 61

Gege n BessersteLtunq von Spital oder Speziatärzten

Anderes

L 34 8 69

10 L 34
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Die beiden von uns qetesteten Kontra-Argumente erhietten deuttich weniger Zuspruch. Das

Argument, wonach derVerfassungsartikeI eine staattiche Ptanwirtschaft in der ambulanten
Gesundheitsversorgung einführe, wurde von etwa der Hätfte der Befragten {49%l bekräf-

tigt. 14% hingegen wussten nicht so recht, was sie mit dieserAussage anfangen sotlen und

verweigerten eine substantieLlLe Aussage. Der Umstand, dass das Antwortverhalten von Ja-

und Nein-Stimmenden praktisch gteich ausfieL, deutet zudem darauf hin, dassvieten unklar

war, worin die inhattliche Verknüpfung dieser Aussage zur Vorlage eigenttich bestand. Das

Status Quo-Argument, wonach das jetzige System bestens funktioniere und demnach auch

nicht geändert werden müsse, stiess auf noch geringere Unterstützung. Bloss ein Drtttel

der Befragten gtaubt, dass im Schweizer Gesundheitssystem kein HandLungsbedarf beste-

he. Hier aber ist unktar, was die Befragten im Sinn hatten, als sie nach dem Zustand des

Schweizer Gesundheitssystems gef ragt wurden. Die vie[en, inhaLtlich fatschen Angaben bei

der Motivfrage - etwa Verweise auf Krankenkassenprämien und die Einheitskrankenkasse K,

- deuten darauf hin, dass das Gesundheitssystem vie[en Sorgen bereitet. Indes, die ge-

nannten <Sorgenkinder> (Gesundheitskosten, PrämienJ hatten nichts mit der vorgetegten

Sachfrage zu tun,

TabeLte 2.5: Medizinische Grundversorgung - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

Resuttate in Linienprozenten. LesebeispieIr 91% atter Stimmenden 195% der Ja-Stimmenden;

660/o der Nein-stimmenden) pftichteten dem ersten Argument bei,7o/ol3oÄ der Ja-Stimmenden und

33% der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 2%l2ok;2o/o) konnten sich nicht entscheiden.

Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 989 [gewichtet).
@ Universität Zürich/qfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

3. VOLKSINITIATIVE (PADOPHILE SOLLEN NICHT MEHR

MIT KINDERN ARBEITEN DÜRFEN>

3.1 Ausgangslage

Die Initiative <PädophiLe soILen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen> [Pädophitie-lniti-
ative) verIangte, dass Personen, die verurteitt werden, weiI sie die sexueL[e Unversehrtheit
eines Kindes oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, endgüLtig das Recht ver-
[ieren, eine beruftiche oder ehrenamtl.iche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen

auszuüben. Die lnitiantlnnen des Vereins *Marche B[anche>, die bereits im Jahr 2006 die

Unverjährbarkeitsinitiative Lanciert hatten, betonten spezieL[ den ungenügenden Schutz

von Kindern und JugendLichen, der mit der Initiative verbessert werden soL[te. 0bwohI a[l.e

grossen Parteien ausser der SVP die Nein-Paro[e ausgegeben hatten, formierte sich das

Gegenkomitee unter der Leitung von FDP-NationaLrat Andrea Caroni relativ spät. An dem

sensiblen Thema woL[te sich offensichtliche keine Partei die Fingerverbrennen. Das Parta-
ment gab keine AbstimmungsempfehLung ab, da der NationaLrat sich für die lnitiative, der
Ständerat jedoch dagegen ausgesprochen hatte.

Die lnitiative verfoLgte ein ähnIiches ZieL wie das bereits vom Bundesrat und Par[ament
beschtossene PädophiLie-Gesetz (Verschärfung des Strafrechts). Der Bundesrat und das

Nein-Komitee betonten deshaLb, dass die lnitiative unnötig und unvo[[ständig sei. Des Wei-

teren wurde vorgebracht, dass die Initiative rechtsstaatLiche Prinzipien verLetze, da sie - im
Gegensaiz zum Gesetz - ein automatisches Berufsverbot unabhängig von der Schwere und

Art des Vergehens vorsehe. Das Gegenkomitee versuchte ausserdem mit dem Argument,
dass auch Beziehungen von jungen Erwachsenen mit Minderjährigen unter das [ebensLäng-

liche Berufsverbot faL[en könnten, das Stimmvolk zu einem Nein zu bewegen.

Die Argumente des Gegenkomitees schienen jedoch auf wenig Anklang zu stossen, und der
Verf assungsartikeI wurde mit 63.5% angenommen.

3.2 Das ProfiL der Stimmenden

Das deutLiche Ja ist insofern bemerkenswert, aLs dass aLLe grossen Parteien ausser der
SVP ein Nein empfohLen hatten. In der Analyse zeigt sich ein kLarer Konftiktgraben zwi-
schen Links und Rechts. So unterstützten die Anhängerlnnen der bürgertichen Parteien die

VorLage, während eine Mehrheit der Sympathisantlnnen Iinker Parteien die lnitiative abtehn-
te. Besonders hoch war die Zustimmung bei den SVP- und CVP-WähtendenlB3bzw.T2o/o
Zustimmungsrate im Sampl.e). Etwas weniger deutLich fie[ die Unterstützung der FDP-An-
hängerlnnen aus, von denen 59% entgegen der ParteiempfehLung ein Ja eintegten. ln star-
kem Gegensatz zum bürgerlichen Ja steht die vergleichsweise tiefe Zustimmungsrate der
Sympathisantlnnen der SP und der Grünen (41 bzw.39%J. Das deutLiche Gefätte zwischen

Pro-Argumente
Einverstanden

lo/"1

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
lolol

TotaI 91 7 2

3 7Ja 95

Nei n 66 33 2

Der Bund muss sicherstelten, dass
<<Hausarzt> ein rentabter und attraktiver
Beruf bleibt.

TotaI 85 8 6

Ja 90 5 5

Der HausärztemangeI macht sich bereits
heute bemerkbar, es muss gehandett
werden. N ein EE 31 14

Einverstanden
1"/"1

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
t%lKontra -Argu men te

TotaI 49 37 14

Ja 4B 3B 14

30 14Nei n 56

TotaI 33 6L 4

Ja 30 3

Mit dem neuen VerfassungsartikeI wird
eine staattiche Ptanwirtschaf t in der
ambutanten Gesundheitsversorgung
eingeführt.

Das Schweizer Gesundheitssystem f unk-
tioniert bestens, es gibt keinen Grund
etwas zu ändern. Nei n 50

67

1+4 6

22 23



dem [inken und dem rechten Spektrum wird auch sichtbar, wenn wir die Zustimmungsraten

anhand der ideoLogischen Setbsteinschätzung vergLeichen. Nur gerade 42o/o der Befragten,

die sich auf der [inken Seite des po[itischen Spektrums sehen, gaben an, der Vorlage zu-

gestimmt zu haben, während bei den Befragten, die sich rechts der Mitte einstufen, die

Zustimmung bei 69 bzw. 83% Liegt.

Der Entscheidzeitpunkt spielte offenbar keine massgebLiche Rotte für den Stimmentscheid.

Früh EntschLossene Legten in etwa ähnLich häufig ein Ja ein, wie diejenigen, die sich später

eine Meinunq bitdeten.

Tabette 3.1 : Pädophilie-lnitiative - Stimmverhalten nach potitischen Merkmalen
in Prozent der Ja-Stimmenden

Das Geschtecht war für den Stimmentscheid nicht reLevant, Frauen und Männer haben der

lnitiative in ähnLichem Masse zugestimmt [61 bzw. 64o/o!. Auch andere geseILschaftIiche

VariabLen, wie die Anzaht Kinder oder der Zivitstand, haben nicht wesenttich zum Stimm-

entscheid beigetragen.

Sehr wichtig für den Entscheid war hingegen die persön[iche Bedeutung der Vor[age. Be-

merkenswert ist auch die Tatsache, dass 67% der Stimmenden derVortage eine hohe oder

sehr hohe persönLiche Bedeutung zuschreiben. Die persönLiche Bedeutung ergibt sich zu-

dem nicht aLteine durch eigene Kinder im Haushatt - auch Befragte ohne Kinder haben der

Vorlage eine hohe Bedeutung zugewiesen und ihr deutlich zugestimmt. Atterdings messen

spezietljüngere Frauen [18 bis 39 Jahre] derVorlage eine deutlich höhere persöntiche Be-

deutung zu ats Männer der gteichen Altersklasselt. VermutLich [ässt sich dadurch auch die

um erniges höhere Zustimmung [71%) der'lB bis 39-Jährigen Frauen im Vergleich zu den

Männern in dersetben ALtersgruppe [59%l erktären. Dieser Unterschied ist jedoch nicht sta-

iistisch signifikant und deshaLb mit Vorsicht zu interpretieren.

Tabel.te 3.2: PädophiLie-lnitiative - Stimmverhatten nach soziodemografischen

Merkma[en in Prozent der Ja-Stimmenden

Merkmale/Kategorien

Über 60 Jahre: Frauen IMänner]

rrAntei[e atLer Befragten, die der Vortage eine <hohe> oder <sehr hohe> Bedeutung zumessen:

18-39 Jahre: Frauen:72o/o; Männer: 52o/o. 40-59 Jahre: Frauen: 71 %; Männer: 620l0. über 60 Jah-

Te: Frauen: 73oloi N4änner: 65%.

Är )Merkmate/Kategorien o/o Ja Korrelations-
koeffizient'

Totat V0X lqewichtetl 62.8 1 063

Parteiverbunden heit V = ,33i{+

SP - SoziaLdemokratische Partei 4t 175

CVP - Christtichdemokratische Votkspartei 72 54

FDP.Die Liberalen 59 107

SVP - Schweizerische Volkspartei 83 145

Grüne 39 51

GLP - Grüntibera[e Partei (331 39

BDP - Bürqerlich Demokratische Partei t60l

71

30

keine Partei 286

Einordnunq auf der Links-Rechts-Achse V = .31++*

Linksaussen 4t 99

Links 4l 204

Mitte 66 349

Rechts 69 199

Rec htsa u sse n B3 133

Weiss nicht 77 67

Wertvorstellung: Betonung Ruhe und 0rdnung Y = -li***
Schwache Betonunq L2 76

Gemischt 54 349

Starke Betonunq 71 621

Entscheidschwierigkeit V=.lt***
Eher [eicht 66 812

Eher schwierrq 51 221

Entscheidze nkt
Von Be nwe ktar 69 280

V = .11++

3-6 Wochen 56 325

1-2 Wochen 61+ 331

Letzte Woche 64 115

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vgt. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahten in Klammern geben [edigLich eine Tendenz an, da die AnzahI Fälle unter fünfzig Iiegt und

deshaLb keine statistischen Sch[üsse zutässt.
O Universität Zürich / gf s.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

olo Ja n Korrelations-
koeffizient"

Totat VOX lgewichtet) 62.8 1 063

Persönliche Bedeutung V = .46***

Sehr gering 19 52

Gerinq 26 131

MitteI 115 132

Hohe Bedeutung 66 391'

Sehr hohe Bedeutunq 88 335

Geschtecht n.5.

Ma nn 61 490

Fra u 6/, 573

Anzahl Kinder n.s.

Keine Kinder 62 640

Fin Kind 69 99

Zwei oder mehr Kinder 65 301+

Atter n.s

1B bis 39 Jahre: Frauen (Männerl 71 ls9l 1 26 te3l

40 bis 59 Jahre: Frauen {Männerl 60 ts8l 207 l179l

64 t6s) 240 12181

2tt 25



n

Bitdung V = .22+**

Hohes Bitdunqsniveau 55 661

Mitt[eres Bildungsniveau 75 356

Tiefes Bitdungsniveau 17 6) 46

Siedtungsart V = .10**

Länd[iche Gemeinden 6B 276

KLeine und mittlere AqqLomerationen 64 409

Grosse Aggtomerationen/Städte 57 377

" Zur Interpretation der statistischen MasszahLen vq[. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahten in Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die AnzahI FätLe unter fünfzig Iiegt und
deshaLb keine statistischen Sch[üsse zutässt.
@ Universität Zürich / gfs.bern;VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

Merkmale/Kategorien olo Ja Korrelations-
koeffizient"

3,3 Wahrnehmung

Die Bef ragten waren sehr gut über den lnhati der Vortage informiert, was wohI vor altem am
aussagekräftigen TiteL tiegt. Nur 7o/o der Stimmenden konnten die Frage nach dem Vorta-
geninhaLt nicht beantworten und selbst unter den Befragten, die nicht an der Abstimmung
tei[genommen hatten, konnten über 50% eine korrekte Angabe über den Inhatt der VorLage

machen.

Tabette 3.3: Pädophitie-lnitiative - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent
der Stimmberechtigten Inur Erstnennungenl

3.4 Die Stimmmotive

Die Auswertung der Stimmmotive weist darauf hin, dass die Bef ragten gut über die Abstim-
mung Bescheid wussten. Sie gaben im Wesentlichen die Argumente des lnitiativkomitees
bzw. derGegenkampagnewieder. Nur4% [Ja-Stimmendelbzw.2o/o (Nein-stimmendel der
Befragten, konnten nicht genau sagen, was sie zu ihrem Entscheid bewogen hatte. Je 1%
war den Empfehtungen von Bund, Parteien, Verbänden oder Bekannten gefoLgt.

Knapp 30% der Ja-Stimmenden (29%) unterstützen ein Arbeitsverbot für PädophiLe bzw.
verurteiLte SexuaLstraftäter grundsätzIich.20o/o derJa-Stimmenden sind der Meinung, dass
Pädophitie nicht heiLbar ist, und weitere 16% hiessen die Vorlage gut, weiI sie in ihren Augen
den Schutz der Kinder und Jugendtichen erhöht - ein Argument, auf dem das lnitiativkomi-
tee seine Kampagne hauptsächtich abgestützt hatte. 107o der Ja-Stimmenden fanden, dass
die lnitiative besser aLs das vom Bund verabschiedete Pädophil.ie-Gesetz sei, besonders
weiI sie stärker durchgreife und PädophiLe stärker bestrafe. Wertere B% sch[iesstich gaben
persön[iche GrÜnde für den Entscheid an, z.B. werI sie eigene Kinder oder Enke[kinder ha-
ben oder Betroffene kennen.

Dass die Gegenargumente des Bundesrates und des Gegenkomitees zumindest teilweise
verfingen, zeigt sich bei den Motiven derjenigen, die ein Nein eingeLegt haben.35% argu-
mentierten, dass die lnitiative zu weit gehe und unverhäLtnismässig sei. Weitere 27o/o fan-
den, dass das vom Parlament verabschiedete Pädophitie-Gesetz ausreichenden oder sogar
besseren Schutz biete ats die Initiative von Marche BLanche. Ein weiteres prominentes Ar-
gument der Gegenkampagne, nämtich, dass die Initiative auch JugendLieben bestrafe, hatte
17% zu einem Nein bewogen.

Tabelte 3.4: Abtreibungsfinanzierung - Motive der Stimmenden [Mehrfachantworten mögtichl

J

^, )

'1r

il

$

Wahrnehmung* Totat Stimmende Nichtstimmende
o/o n o/o n n

{Lebenstanqesl Arbeits- Berufsverbot f ür
PädophiLe/ verurteiLte Sexuatstraf täter

70 10 51 8/, 709 52 340

Gesetz vom Bund besser lweitreichender
schützt besser/lnitiative zu striktl

2 3L 3 24 1 9

Gesetz vom Bund nicht ausreichend 2 30 2 1B 2 11

AItgemeines, Anderes 5 73 4 CE 5 36

Weiss nicht / keine Antwort 21 aaa 7 56 40 261

TotaI 100 1s'10 100 843 100 658

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet. Aufgrund der Gewichtung und der Rundung ent-
spricht das TotaI nicht immer der Summe atter ausgewiesenen Werte.
@ Universität Zürich / gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen Atte Nennungen

% n Yo n

JA-Stimmende

Für Arbeits-/Berufsverbot von Pädophiten 29 191 17 232

Pädophitie ist nicht heiLbar 20 134 14 187

Kinder/Juqendliche müssen beschützt werden 16 110 12 165

Initiative besser ats bestehendes Gesetz

lGesetz qreift zu weniq durch / andere Gründel
10 65 7 94

Persöntiche Gründe Ihat setbst Kinder/Enketkinder/
kennt Betrof fene/andere Gründel

56 6 81

Empf eh Iu nqen 1 7 9

Anderes, Attqemeines 10 73 8 107

Weiss nicht/keine Antwort 4 28 35 173

Tota I 100 667 100 1 348

26 27



Spontan geäusserte 0ründe für den Entscheid

i

3.5 Pro- und Kontra-Argumente

Die stimmenden waren sich grundsätzlich einig, dass der schutz von Kindern und JugendLi-

chen höchste Priorität hat. 96% der Ja-stimmenden und 85% der Nein-stimmenden waren

mit diesem Argument des lnitiativkomitees einverstanden Ein weiteres Argument der Pro-

Kampagne, dass Pädophil.ie nicht heil.bar sei, und verurteitte PädophiLe deshatb aLs poten-

tieLLe wiederhotungstäter von Kindern ferngehatten werden müssen, wurde auch von einer

Mehrheit der Nein-Stimmenden [59%J unterstÜtzt - der AnteiL ist jedoch um einiges tiefer

aLs unter den Ja-stimmenden [95%] Dass die DetaiLs der Rechtssetzung wohLweniger inte-

ressierten als das Prinzip des mögLichst umfassenden schutzes von Kindern und Jugend-

Lichen, zeigt die Auswertung des dritten Pro-Arguments. Ledig[ich 44% der -Ja-Stimmenden

hiel.t die Aussage für richtig, dass sexuelle Übergriffe LedigLich durch Androhung harter

Strafen verhindert werden können INein-stimmende: 21%]'

Auch die Auswertung der von uns getesteten Kontra-Argumente zeigt ein widersprüchLi-

ches Bitd, was wohI darauf zurÜckzuführen ist, dass die Befragten MÜhe hatten, zwischen

Pädophitie-lnitiative und dem vom Bund verabschiedeten Pädophitie-Gesetz zu unterschei-

den. Ausserdem [assen die Resuttate vermuten, dass sich vor aLtem die Gegnerlnnen mit

den Kontra-Argumenten auseinander gesetzt haben, während die BefÜrworterlnnen sich

weniger fÜr mögl.iche VorteiLe des bestehenden PädophiLie-Gesetzes interessierten Nur so

Lässt sich wohI erkl.ären, warum 44% der Ja-stimmenden mit dem Argument einverstanden

waren, dass das Gesetz besser sei, weiI es nach der schwere der Vorfätle unterscheidet

[Gegnerlnnen: 71%). Die Tatsache, dass 6B% der Ja-stimmenden dem Kontra-Argument

beifftichteten, dass das Gesetz besser sei, weiI es PädophiLen auch den AufenthaLt auf Pau-

senptätzen und schwimmbädern verbiete, l.ässt sich woht auf dasseLbe Phänomen zurÜck-

führen: VieLen Befragten war offenbar nicht kLar, dass es neben der vorgelegten lnitiative

auch einen.indirekten> Gegenvorschlag in der Form eines Gesetzes gab

Atle NennungenErstnennungen

nn %Yo

NEIN-Stimmende
207137 2535lnitiative überzeugt inha[ttich nich t/geht zu weit/

ist unverhäLtnismä

17 1/+210827

Iist ausreichend/schützt .Ju ndtiche bess
PädophiLie-Gesetz vom Eund gefä[Lt besser

1031317 67
Gege n Bestrafung von <Jugendtieben>

615
Empf eh[u ng en

10369 1317Anderes, At[gemeines
31 2542 B

Weiss nicht/keine Antwort
100 815100 395

TotaL

O Universität Zürich / gfs.bern, VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom

AufgrundderGewichtungundderRundungentsprichtdasTotaLnichtimmerderSumm

1 8.0 5.20',l 4.

e aLter aus'

gewiesenen Werte.
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29

)

Schtiesstich zeigt die Auswertung des dritten Kontra-Arguments, dass die Befürworte-
rlnnen wohL nicht an mögtiche unbeabsichtigte Konsequenzen der lnitiative gLaubten, Denn

ganzeTBo/o der Ja-Stimmenden stimmten der Aussage zu, dass JugendLiche, die mit Min-
derjährigen eine einvernehmtiche Liebesbeziehung eingehen, nicht [ebensLängLich benach-

teiLigt werden soltten INein-Stimmende: 93%1. Dieses Prinzip wurde demnach nrcht einmaL

von den Befürworterlnnen des Begehrens bestritten, aber ihnen ging vermuttich der Schuiz

des Kindes über aLtes, denn sie [egten letztLich ein Ja in die Urne.

TabeLte 3.5: Pädophil.ie-lnitiative - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argumente
Einverstanden

l%l
Nicht einver-
standen lolol

Weiss nicht
l9/ol

Der Schutz des Kindes steht über a[Lem Total 92 5 3

Ja 96 1 3

Nei n B5 10 4

PädophiLie ist nicht heitbar, daher müs-
sen verurteiLte Pädophite a[s potenzieLte

Wiederhotungstäter von Kindern fernge-
hatten werden.

TotaL 13 6

Ja 95 2 3

Nei n 59 31 10

Sexuetle Übergriffe können ledigIich
durch Androhung harter Strafen verhin-
dert werden.

TotaI .E 5B 7

Ja 44 49 7

Nei n ?1 72 7

Kontra-Argumente
Einverstanden

a%l

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
l/"1

Das vor kurzem verabschiedete Pädophi.
lie-Gesetz verfo[gt dasselbe Ziet. Es un-
terscheidet at[erdings nach der Schwere
der VorfäLte und ist daher besser.

Total 54 .E
11

Ja 44 42 13

Nei n 71 21 8

WeiI das kürzlich verabschiedete Pädo-
phiIie-Gesetz verurteitten Pädophilen
auch den AufenthaLt auf PausenpLätzen,
Schwimmbädern usw. verbietet, schützt
es Kinder und Abhängige besser.

TotaI 61 29 10

Ja 68 21 11

Ne in

TotaL

49 1+2 9

Jugendtiche, die mit Minderjährigen
eine einvernehm[iche Liebesbeziehung
eingehen, soLtten nicht lebenstängLich
benachteiLigt werden.

81, 10 6

Ja 7B 13 9

Ne in oa 5 2

Resultate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 92% atter Stimmenden [96% der Ja-Stimmenden;
85% der Nein-stimmendenI pftichteten dem ersten Argument bei, 5% [1% derJa-Stimmenden und

10o/o der Nein-stimmendenl [ehnten es ab und 30Äl3o/o:4olo] konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 1063 [gewichtetl.
@ Universität Zürich / gf s.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014



4. VOLKSINITIATIVE <FÜR DEN SCHUTZ FAIRER

LÖHNr"

4.1 Ausgangslage

Die VoLksinitiative des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes {SGBj "Für den Schutz fai-
rer Löhne> (nachfoLgend: Mindestlohn-lnitiative) verlangte, dass ein nationaler gesetz[icher
Mindestlohn von 22 Franken pro Stunde festgelegt wird. Dies entspricht rund 4000 Franken
monatlich. Weiter verlangte die Mindestlohn-lnitiaiive, dass Bund und Kantone Gesamtar-
beitsverträge mit MindestLöhnen fördern.

Die parlamentarische BehandLung der im Januar 2012 eingereichten lnitiative fand im

Dezember 2013 statt. Der Nationalrat hat die Votksinitiative mit 137 zu 56 Stimmen bei

2 EnthaLtungen zur Abtehnung empfohLen, der Ständerat mit 29 zu 12 Stimmen ohne Ent-
haltungen. Der Graben im Parlament ver[ief exakt zwischen den Fraktionen und es zeich-
nete sich schon früh ein kIassischer Links-Rechts-KonfLikt ab. Für die lnitiative waren die

SP-Fraktion und die GPS, dagegen a[[e anderen Parlamentsgruppierungen.

Die Parotenfassung widerspiegelt dieses Konfliktmuster weitgehend. Nur die SP und die

GPS sprachen sich für die Vortage aus, während die Mitte- und Rechtsparteien altesamt
Abtehnung empfahLen. Die kantonaLen Sektionen foLgten den Empfehtungen der nationa-
Len Mutterorganisationen ausserdem ausnahms[os. Die klassische Konftiktl.inie zwischen
Links und Rechts wurde somit nicht wie bei der Abzockerinitiative durch Abweichter in bei-
den Lagern verwischt. Auffatlend ist die grosse AnzahI der Verbände, die sich zur Vorlage
äusserten - besonders auch solche, die klassische NiedrigLohnbranchen wie das Gastge-
werbe oder die Texti[industrie repräsentieren. Nicht überraschend sprachen sich die Ar-
beitgeberverbände im Altgemeinen dagegen und die Arbeitnehmerverbände dafür aus. ln

0pposition zum Anliegen standen zudem auch die Behörden auf nationater und kantonaler
Ebene.

DerAbstimmungskampf zur Mindesttohn-lnitiativewurde durchaus kontrovers und sichtbar
geführt. SowohL die Befürworterlnnen als auch die Gegnerlnnen wären mit Strassenp[a-
katen und Zeitungsinseraten präsent. Atterdings schien der Abstimmungskampf zu dieser
Vortage, besonders in den Letzten Wochen, bezüglich der Intensität eher etwas im Schatten
der Debatte über die Beschaffung des Gripen zu stehen. Dies hängt wohI damit zusammen,
dass das weitgehend voraussehbare Nein die Kampagne geschwächt hat.

Die MindestLohn-lnitiative scheiterte tetzttich kLar. Nur knapp ein Vierte[ l23.7o/o) sprach
sich an der Urne zugunsten der VorLage aus. Dies ist seLbst im VergLeich zur 1:'12-lnitia-
tive lZustimmung von 34.7o/o) ein ausserordenttich tiefer Zustimmungswert. Die höchste
Zustimmung erhiett die lnitiative im Kanton BaseL-Stadt, wo37.7o/o der Stimmenden ein Ja

eintegten.

1,.2 Das Profil, der Stimmenden

Der Graben zwischen Befürworterlnnen und Gegnerlnnen der lnitiative verLief ziemtich
qenau zwischen Links und Mitte-Rechts und war tief. lm VergLeich zur 1:12-lnitiative er-
reichte die Mindesttohn-lnitiative jedoch innerhalb des Linken Lagers eine deuttich tiefere
Zustimmungsquote: Nur gerade diejenigen, die sich am [inken, äusseren Rand des poti-

tischen Spektrums einstuften, [egten in unserem Sample mehrheitlich ein Ja [61%] in die

Urnen. Das gemässigt Linke Lager hingegen verwarf in ihrer Mehrheit (60%l das Begehren

des SGB. Ausserhatb des tinken Lagers wurde die lnitiative wuchtig verworfen {Mitte' 84%,

rechts: 94%, rechtsaussen: B3%].

Der ktassische Links-Rechts-Konftikt widerspiegeLt sich auch im Entscheid der verschie-
denen Parteigefo[gschaften. Die Sympathisantlnnen der Parteien aus dem Linken Speki-
rum sagten mehrheittich Ja zum Mindesttohn: Die Anhängerlnnen der Grünen mit einer
Mehrheit von 70%, diejenigen der SPS mit 55%. Die Unterstützung für das Begehren hiett
sich demnach setbst im linken Lager in Grenzen.r2

Die Wähtenden der bürgertichen Mitte-Parteien CVP, GLP, FDP.Die Liberaten und BDP

hingegen verwarfen die lnitiative deuttich mit Nein-Mehrheiten zwischen 95 [FDP.Die Li-
beraten) und 8270 (GLP) '3. Auch bei der SVP-Gefotgschaft fiet die lnitiative k[ar durch. 93%

von ihnen legten ein Nein in die Urnen. lm Vergteich zur 1:12-lnitiative zeigt sich, dass die

Zustimmung innerha[b des [inken Lagers tiefer, die Ablehnungsquote des Mitte-Rechts-
Lagers jedoch viel. höher war. Daber unterschied sich besonders das Stimmverhalten der
SVP-Sympathisantlnnen stark. Bei der Abstimmung vom November 2013 stimmten diese

der 1:12-lnitiative immerhin mit rund 29o/o zu, nun aber hiessen sie das Beqehren des SGB

mit nur gerade 5% gut1a.

Von Bedeutung war ausserdem die Hattung zur Frage der Einkommensnivetlierung. Wer
sich eine Schweiz mit grossen Einkommensunterschieden wünscht, Lehnte den Mindest-
[ohn grossmehrheitLich ab (90%). Stimmende, die für eine Schweiz mrt nur geringen oder
gar keinen Lohnunterschieden einstehen, sagten überraschenderweise nicht mat zur Hätfte

l43"kl Ja zum Mindestlohn. Auch die Hal.tung zur Frage der Deregulierung ftoss in das Ent-

scheidkalküt mit ein - aL[erdings nicht sondertich stark. Wer das Modet[ einer mögtichst
deregutierten Wirtschaft bevorzugt, verwarf das Begehren mit grosser Wahrschein[ichkeit
(87%]. Befürwortende eines starken Staates, der auch in wirtschafttiche Betange eingreift,
stimmten wiederum überraschenderweise nur fast zur Hätfte {48%J ftrr die Mindestlohn-

12Aufgrund der Knappheit des Ergebnisses bei der SP-Gefolgschaft sind statistisch verlässtiche Aus-
sagen zum Mehrheitsverhältnis nicht mögtich. Das 95olo-Konfidenzinterva[[ für den Ja-AnteiI bewegt

sich zwi-schen 48 und 620/o. Aber auf jeden FaL[ kann keinesfaLts von einer starken Unterstützung der
SP-Wähtenden für die lnitiative die Rede sein. Der StichprobenfehLer für den Ja-StimmenanteiI der
WähLenden der Grünen wiederum beträgt +/- 12.9 Prozentpunkte.

13 Der Voltständigkeit halber sei hier auch der Stichprobenfehter für den Ja-StimmenanteiL der GLP an-
ge-geben; Er beträgt 11.3 Prozentpunkte.

ra Bei der Abstimmung vom März 2013 stimmten die SVP-Sympathisantlnnen gar mil72o/o f ür die Abzo-
c ke ri n i ti ative.

r,) )
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7

Initiative.0ffensichttich erreichte die Mindestlohn-lnitiative nicht einmaI bei denjenigen

Personen eine Mehrheit, die für staatliche ReguLierungen und eine gewisse Einkommensni-
vetLierung grundsätzLich empfängtich sind.

Tabetl.e 4.1 : Mindesttohn-lnitiative - Stimmverhatten nach potitischen Merkmaten
in Prozent der Ja-Stimmenden

Gese[[schaftliche MerkmaLe korretieren bei weitem nicht so stark mit dem Stimmenscheid
wie die potitischen EinsteLLungen. Das HaushaLtseinkommen hatte beispieLsweise keinen
Zusammenhang mit dem Urnenentscheid. Die Bandbreite, in welcher sich die Ja-Stimmen-
antei[e derverschiedenen Einkommensklassen bewegen, ist eng: LedigLich zwischen 20 und

29%. lnteressanterweise fand die lnitiative nicht maL bei der tiefsten Einkommensktasse Ibis

3000 FrankenJ Gehör, die direkt von einem Mindesttohn von 4000 Franken profitiert hätte.

Die tiefen Einkommensklassen gtaubten offensichttich grossmehrheittich nicht daran, dass

die lnitiative ihnen nützt oder waren durch atLfättige negative wirtschaftliche FoLgen verun-

sichert. Ats Grund für ihre Ablehnung gaben einige Befragte der tiefsten Einkommensklas-

sen an, dass ein Mindestlohn zu Arbeitsptatzvertusten führt, die Wettbewerbsfähigkeit der

Wirtschaft darunter Leidet und ArbeitspLätze ins AusLand vertagert werden.

Der Stimmentscheid unterschied sich nur geringfügig zwischen den Berufsgruppen. An-

gesteLtte der Privatwirtschaft und setbständig Erwerbende stimmten zu ungefähr einem

Viertet [24%] für die lnitiative, während öffentLich AnqestetLte zu einem Drittet dafür waren.

Tabette 4.2: MindestLohn-lnitiative - Stimmverhalten nach soziodemografischen

Merkmaten in Prozent der Ja-Stimmenden

4.3 Wahrnehmung

Das Begehren der lnitiantlnnen war der überwiegenden Mehrheit der Stimmenden be-

kannt. 89% der TeiLnehmenden kannten die lnitiativforderung von einem gesetzlichen Min-

destLohn von 4000 Franken. Weitere 2% sprachen von soziater Gerechtigkeit im Zusammen-

hang mit dem Mindesttohn. Nur gerade 5% der Stimmenden konnten keine Angaben zum

lnhaLt der lnitiative machen.

l

'l)

)-,.,

Merkmale/Kategorien olo Ja Korrelations-
koeffizient'

TotaL V0X Iqewichtet] 23.5 107 6

Parteiverbunden heit V = .4'6t*t

SP - Soziatdemokratische Partei 55 178

CVP - Christtichdemokratische VoLkspartei 11 5L

FDP.Die Liberalen 5 115

SVP * Schweizerische Votkspartei 7 145

Grüne t70l 48

GLP - Grüntibera[e Partei t18l 44

BDP - Bürgertich Demokratische Partei 17) 31

Keine Partei 17 280

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse V =,[l+++
Linksaussen 61 106

Links 40 201

Mitte 16 354

Rechts 6 208

Re chtsa u sse n 17 128

Weiss nicht 19 65

Wertvorste[[ung: Einkommensunterschiede V = .30it*
Grosse Einkommensunterschiede 10 185

Gem ischt 18 560

Kteine bzw. keine Einkommensunterschiede 43 299

Wertvorsteltungr mehr vs. weniger Staat V = .l$***
Mehr Staat 4B 146

Gemischt 26 4011

Weniger Staat 1t 489

" Zur Interpretation der statistischen Masszahlen vgt. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahlen in KIammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die AnzahI Fä[te unter 50 Lregt und
desha[b keine statistischen Schtüsse zutässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern:VOX-,Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014

M e r kmate/Kateg o rien olo Ja Korretations-
koeffizient'

TotalV0X Igewichtet)
ta F 107 6

Haushattsein kommen n.s.

Bis 3000 CHF 23 5B

3000-5000 cHF a1 207

5000-7000 cHF 29 219

7000-9000 cHF 20 200

9000-11'000 cHF 26 117

Über 11'000 CHF 24 155

Beruftiche Tätigkeit V =.16**

SeLbständiq 21+ 100

Anqestet[te Privatwirtschaf t 20 251

Anqestetlte öf f entIich a1 207

" Zur lnterpretation der statistischen Masszah[en vgt. Abschnitt 6 <Zur Methode>.

Die ZahLen in K[ammern geben Ledigtich eine Tendenz an, da die AnzahI FäLte unter 50 Liegt und

deshatb keine statistischen SchLüsse zutässt.

@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.
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Total StimmendeWahrnehmung*

Yo n olo n no/o

Nichtstimmende

Mindestlohn von 4000 Franken B4 1261 B9 755 77 504

3 42 2 20 3 21

Negative Fotgen eines Mjndestlohns

Bezuq auf soziate Gerechti gkeit

0 6 0 5 1 2

Attgemeine Aussagen 0 7 0 5 0 0

Anderes, falsche Aussagen 3 45 3 23 3 22

Weiss nicht/keine Antwort 10 150 5 36 17 109

TotaI 100 1510 100 843 100 658

Tabette 4.3: MindestLohn-lnitiative - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent
der Stimmberechtigten Inur Erstnennungenl

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet. Aufgrund der Gewichtung und der Rundung ent-
spricht das TotaI nicht immer der Summe aLler ausgewiesenen Werte.
@ Universität Züric rn: VOX-Ana e der eid enössischen Abstimmun vom 18.05.2014

1.1, Die Stimmmotive

Das Motiv der sozialen Gerechtigkeit bewegte die Bef ürwortende primär zu ihrem Entscheid
(50% der zustimmenden Erstmotivel. Dabei wurde oft erwähnt, dass wer VoLlzeit arbeitet,
auch davon Leben können soLLte. Eine weitere oft geäusserte Aussage war, dass neben dem
Lohn niemand noch Soziatleistungen benötigen sottte. Wertere 17% derJa-stimmenden ga-
ben als BegrÜndung an, dass der Mindestlohn zu einem stärkeren sozia[en AusgLeich führt.
Dabei wurde einerseits erwähnt, dass ein Mindestlohn zu einem AusgLeich zwischen den
einzeInen Branchen führt und andererseits ein MindestLohn die Schere zwischen Arm und
Reich verringert.9% begründeten ihren Entscheid damit, dass sie grundsätzl.ich für einen
Mindesttohn sind, während weitere 4% positive Nebeneffekte des MindestLohns ats Begrün-
dung für den Stimmentscheid angaben.

Ahntich wie bei der 1:1 2-lnitiative Lag ein wesentLicher Grund für das kLare Scheitern der
Initiative in der Angst vor negativen wirtschaftLichen Fo[gen im FatLe einer Annahme. Die-
ses Motiv war der Hauptbeweggrund für die Abtehnung der Mindesttohn-lnitiative. Rund
22o/o der Nein-Stimmenden gaben an, ein Mindesttohn schwäche die Schweizer Wirtschaft
und führe zu erhöhter ArbeitsLosigkeit. Weitere 17% waren aus ordnungspotitischen Grün-
den gegen die lnitiative. Sie hieLten das Begehren für einen unverhä[tnismässigen Eingriff
des Staates in die Wirtschaft. Ein staatIicher Mindesttohn berücksichtigt die regionalen und
kantona[en Unterschiede nicht, war das häufigste Motiv dieser Gruppe. Je 13o/o der Nein-
Stimmenden gaben an, dass der Mindestlohn negative Nebeneffekte mit sich zieht oder das
Leistungsprinzip untergräbt. Je ein weiteres ZehnteL war entweder genereLL gegen einen
MindestLohn {11%) oder empfand den MindestLohn aLs zu hoch (10%l

Tabette 4.4: Mindestl,ohn-lnitiative - Motive der Stimmenden (mehrere Antworten mögtichl

100 21

/.-r a))

8

@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

Aufgrund der Gewichtung und der Rundung entspricht das TotaL nicht immer der Summe atter aus

esenen Werte

1.5 Pro- und Kontra-Argumente

Wie bereits bei den Motiven angetönt, war die Bef ürchtung, wonach die Inrtiative Arbeitsptätze

vernichten würde, äusserst entscheidungsrelevant. Das Argument, dass ein gesetzLicher Min-

destlohn Arbeitsptätze vernichtet, weiL Branchen wie beispieIsweise die Landwirtschaft und

die Gastronomie solche Löhne nicht bezahlen können, überzeugte eine überwiegende Mehr-

heit von 74% der Stimmenden. Zwar bestritten dies zwei Drittet [66%) der Ja Stimmenden, aber

BB% der Nein-Stimmenden hietten es f ür ptausibel. Weiter waren knapp zwei Drittel [65%] der

Stimmenden einverstanden mit dem Kontra-Argument, dass ein Mindestlohn von 4000 Fran-

ken noch mehr ausländische Arbeitskräfte in die Schweiz Locken würde. Unter den Nein-Stim-

menden waren sogar drei Viertel {75%] von diesem Argument überzeugt. Auch das dritte Kon-

tra-Argument, wonach ein gesetzIicher MindestLohn ein Lohndiktat des Staates sei, fand unter

aLten Stimmenden eine Zustimmung von 72o/o. Zwar war die Hätfte (50%) der Ja-Stimmenden

damit nicht einverstanden, aber B1% der Nein-Stimmenden hietten dies f ür überzeugend.

Erstnennungen

% olo

Atle NennungenSpontan 9eäusserte Gründe für den Entscheid

JA-Stimmende

127 65 16450

17 44 26 65

Für mehr soziaLe Gerechtigkeit

Für einen stärkeren soziaLen AusqLeich

9 22 12 30Grundsätzlich für den Mindesttohn

4 9 7 18

Positive Nebeneffekte des Mindest[ohns
lverhindert Schwarzarbeit, sinkende SoziaLkosten
Entlastunq Kantone, Konsum wird anqekurbeLt]

B 21 11 28Andere, falsche Aussaqen

9 23 12 31At[qemeine Aussaqen

2 6 66 166Weiss nicht/keine Antwort
253 199 504100

327der Wirtschaf t/Arbeitslosi it 179 4022Sc hwächu

TotaI

NEIN-Stimmende

17 138 28 227Geqen staatliche Requtierunq

13 108 27 224

184110 22

92 15 125

Negative Nebenef fekte IBerufslehre wird unattraktiv
Inf[ation, zieht Auständer an]

Leistungsprinzip IPersonen ohne Ausbitdung soLLten nicht
qleich vieI verdienen]

Generet[ qeqen einen Mindestlohn

13

11

10 B6 105

6 1+6

13

9 77

Mindesttohn ist zu hoch

Andere, faLsche Aussaqen

5 7 54

57 470

A[Lqemeine Aussaqen

Weiss nicht/keine Antwort 3

40

2L

824 1797Total

3tl 35



Die drei getesteten Pro-Argumente erhieLten deuttich weniger Zuspruch. Ein Grund für die

hohe Ablehnung der lnitiative Liegt offensichtlich im weit verbreiten Zweifel an der Verwirk-
tichung der von der lnitiative anvisierten Ziete. Eine Mehrheit von 56% g[aubte nicht daran,
dass der gesetzLiche MindestLohn mehr Lohngerechtigkeit schaffe. Die Ja-Stimmenden wa-
ren zwar zu einer grossen Mehrheit (BB%J davon überzeugt, nicht aber die Nein-Stimmenden
(Anteil. derjenigen, die mit dem Argument nicht einverstanden waren: 71%). Das Argument,
wonach Mindesttöhne die Zaht der SoziaLhitfebeziehenden senke und die Kassen der Kan-
tone und Gemeinden ent[aste, hietten nur gerade 3Bo/o der Stimmenden für überzeugend.
Unter den Ja-Stimmenden waren 79% damit einverstanden, während bei den Nein-Stim-
menden 63% nicht davon überzeugt waren. Einzig das Pro-Argument, wonach der Mindest-
[ohn ohne Mehrkosten für Unternehmen eingeführt werden kann, wenn die Unternehmen
auf Abzockertöhne und überrissene Gewinne verzichten, fand mit 48% Zustimmung bei a[-
Len Stimmenden etwas mehr Unterstützung. Vier Fünftet [80%) der Ja-Stimmenden fanden
dieses Argument ptausibeI und auch bei den Nein-Stimmenden waren immerhin 3B7o von

dieser Aussage überzeugt. Jedoch wussten 12o/o der Stimmenden nicht so recht, was sie mit
dieser Aussage anfangen solten und verweigerten eine substanzietle Aussage.

Tabette 4.5: Mindesttohn-lnitiative - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

ö)

Pro-Argumente
Einverstanden

lY"l

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
l/"1

Der gesetzliche Mindesttohn schafft
mehr Lohngerechtigkeit.

TotaI 10 56 5

Ja 88 B 4

Nei n 24 71 5

Wenn die Unternehmen auf Abzockertöh-
ne und überrissene Gewinne verzichten,
kann der Mindestlohn ohne Mehrkosten
für das Unternehmen eingeführt werden.

Tota I 48 40 12

-)a 80 9 11

Nein 3B 49 1)

Mindesttöhne senken die ZahL der Sozi-
athiLfebezüger und entlasten die Kassen
der Kantone und Gemeinden.

TotaI 38 51 10

Ja 79 12 9

Nei n 26 63 11

Kontra-Arg umente
Einverstanden

lY"l

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
1o/ol

Ein gesetz[icher Mindesttohn ist ein

Lohndiktat vom Staat.

TotaI 72 23 5

Ja L5 50 5

Nein 81 15 4

Ein gesetzLicher Mindesttohn vernich-
tet Arbeitsplätze, weiL Branchen wie

beispietsweise die Landwirtschaf t und

Gastronomie sotche Löhne nicht bezah-

[en können.

TotaI 74 21 5

Ja 29 66 6

Nein 8B 7 4

Ein vergleichsweise hoher Mindestlohn
von 4000 Franken würde noch mehr aus-
[ändische Arbeitskräfte in die Schweiz

[o cken.

TotaI 65 27 I
Ja 31 5B 11

Nein 75 1B 7

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 39% atter Stimmenden IBB% der Ja-Stimmenden;

24o/o der Nein-stimmenden] pf tichteten dem ersten Argument bei, 560lo [8% der Ja-Stimmenden und

71o/oder Nein-Stimmendenl Lehnten es ab und 5okl4o/o:5olol konnten sich nicht entscheiden.

Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 1076 [gewichtet).
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.
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5. BUNDESGESETZ UBER DEN FONDS

ZUR BESCHAFFUNG DES KAMPFFLUGZEUGS
GRIPEN [CRIPEN-FONDS-GESETZJ

5.1 Ausgangstage

Die absehbare Ausmusterung von 54 F-5 Tiger Kampfflugzeugen warf die Frage auf, wie
und ob diese zu ersetzen seien. Nach tangjähriger Evatuation beschtossen Bundesrat und
Parlament, 22 neue Ftugzeuge des Typs Gripen aLs Ersatz für die atternden F-5 Tiger zu be-
schaffen. Zur Finanzierung dieser neuen Kampfftugzeuge sah das Parlament einen Spezi-
aLfonds vor, der aus dem ordentlichen Rüstungsbudget gespeist worden wäre und die finan-
zietLe BeLastung von rund 3 MiLLiarden Franken gLeichmässig über etf Jahre verteitt hätte.
ln der Schtussabstimmung im Nationa[rat wurde die Vorlage gegen den Widerstand von SP,

GPS und GLP mit 119 zu71 Stimmen bei vier EnthaLtungen angenommen, im Ständerat mit
25 zu 17 Stimmen ohne Enthaltunq.

Die Verlierer der SchLussabstimmung ergriffen daraufhin erfotgreich das Referendum
gegen das Gesetz zur Schaffung dieses <Gripen-Fonds>. Argumentiert wurde, dass die
Beschaffung des Gripen unnötig und zu teuer sei. Darüber hinaus wurde kritisiert, dass
die KampffLugzeuge in der zu beschaffenden Version noch gar nicht existierten. Die Un-
terschriften für das Referendum wurden von zwei unterschiedLichen Komitees gesammett.
Einerseits vom Bündnis <Nein zu den Kampfjet-MilLiarden> bestehend aus SP, Grünen und
armeekritischen Organisationen wie der Gruppe für eine Schweiz ohne Armee IGSoA). An-
dererseits bitdete sich aber auch ein [iberaLes Komitee <Nein zum Gripen>, das primär von
der Grüntibera[en Partei (GLP) getragen wurde, aber auch von einzeLnen Vertreterlnnen aus
anderen bürgerLichen Parteien unterstützi wurde.

Attgemein kann festgehaLten werden, dass sich die Mitteparteien schwer taten, eine Paro[e
zur Gripen-Beschaffung zu fassen. So ste[Lten sich etwa die CVP Frauen gegen das Ja der
nationalen Mutterpartei und die EVP konnte sich zu keiner Entscheidung durchringen und
beschtoss schtiesstich Stimmf reigabe.

Das Rennen um den Gripen bLieb bis zum Abstimmungssonntag äusserst spannend, das
Ergebnis war nicht vorhersehbar. Dies sorgte für einen engagierten und tebendigen Ab-
stimmungskampf. Besonders Exponenten auf Seiten der Gripen-Befürworterlnnen sorg-
ten wiederhoLt Iund zuwei[en unfreiwittig) für mediate Aufmerksamkeit. So tegte die CVP
aufgrund von Ernmischungsversuchen durch den Gripen-Herste[er Saab drei Monate vor
der Abstimmung die potitische Führung der Kampagne nieder. Die SVP übernahm darauf
den Kampagnen-Lead, Später geLangten Dokumente an die ÖffentLichkeit, die offensive
Beratungsangebote der schwedischen Botschaft offenbarten. Und nicht zuLetzt stand auch
Bundesrat Ue| Maurer, der sich engagiert für die Beschaffung neuer Ftugzeuge einsetzie,
in der media[en Kritik.

Am Abstimmungssonntag btieb es [ange spannend: In einem Kopf-an-Kopf-Rennen setzten

sich die Gegnerlnnen des Gripen schLiesstich mit 53.4% Nein-Stimmen durch. Die gesamte
lateinische Schweiz Lehnte die Beschaffung der Kampfftugzeuge ab. Mit Unterstützung aus

den Kantonen Zürich, Bern, Base[-Stadt, Base[-Land, Fribourg und Schaffhausen, in denen

sich ebenfalts eine Mehrheit von Nein-Stimmenden fand, reichte dies für die Ablehnung des

Begeh re n s.

5.2 Das Profil. der Stimmenden

Erwartungsgemäss wichtig für den Entscheid über das Gripen-Fonds-Gesetz war die po-

Litische Gesinnung. Unter den Stimmenden aus dem [inken Spektrum fand der Vorschtag

zum Kauf neuer Kampfftugzeuge wenig Anklang. Besonders tief Lag die Zustimmungsrate
unter Anhängerlnnen der Grünen Partei [5%1. Etwas weniger vehement, aber immer noch

deuttich wurde der Gripen von der SP-Wähl.erschaft abgetehnt {85% Abtehnungl. Atterdings
beschränkte sich die Skepsis gegenüber dem Kauf des Gripens offensichttich nicht nur auf

Iinke Kreise. Die Anhängerlnnen der Grün[iberaLen Partei, unter deren Federführung sich

das LiberaLe Nein-Komitee bitdete, Lehnte die Beschaffung neuer Kampfftugzeuge ebenfaLLs

grossmehrheitlich abrs. Und setbst unter den Stimmenden derjenigen Zentrumsparteien,
die ein Ja zum Gripen empfah[en, hieLt sich die Unterstützung für neue Kampfftugzeuge in

Grenzen, Einzig die Sympathisierenden der SVP Legten mit deutlicher Mehrheit ein Ja in die

Urne [81%]. Auch unter Stimmenden, die sich keiner Partei besonders nahe fühLen, zeigt

sich deutlich die vorherrschende AmbivaLenz gegenüber dem Kauf neuer Kampfftugzeuge:
Exakt die Hälfte der Parteiungebundenen sprach sich in unserer Stichprobe dafür aus, die

andere Hä[fte daqegen.

Die verhaLtene Zustimmung unter den Stimmenden der Mitteparteien bestäiigt sich auch bei

der Links-Rechts-Positionierung. Gerade maIdie HäLfte derjenigen, die sich in der Mitte des

potitischen Spektrums einordnen, befürworteten den Kauf des Gripens. Setbst unter eher
rechts eingestettten Befragten sprachen sich nur zwei von drei (66oloi für die Beschaffung

neuer Kampfftugzeuge aus. Der Umstand, dass das Begehren setbst bei den Gefolgschaften

derjenigen Mitteparteien, die eine Ja-Parote zum Gripen ausgaben, nicht übermässig gut

ankam, trug wohL entscheidend zum knappen Scheitern an der Urne bei.

r5 Der Prozentsatz der Anhänger beziehungsweise Befürworter des Gripen unter den grünLiberaL Wäh-

lenden ist aL[erdings mit Vorsicht zu interpretieren, da dieser tedigtich auf einer kteinen AnzahI Be-

fragten ln=4'll basiert.
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Merkmale/Kategorien olo Ja Korretations-
koeffizient"

TotatVOX {gewichtet) 47 1 073

Parteiverbunden heit V =.44***
SP - Sozialdemokratische Partei 15 180

CVP - Christtichdemokratische Volkspartei 72 56

FDP.Die Liberaten 63 112

SVP - Schweizerische Votkspartei 81 119

Grüne 5
E'

GLP - GrünLiberale Partei 123) 1+1

BDP - Bürgertich Demokratische Partei (s8l 30

Keine Partei 50 279

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse V = .4'0**+

Linksaussen 13 108

Li nks 22 201

Mitte 50 341+

Rechts 66 207

Re c hts a usse n 74 135

Weiss nicht 52 66

Wertvorstetlung: Haltung zur Armee V = ,$5r*t
Starke Armee 76 517

Gem ischt 27 325

Schwache bzw. keine Armee 9 220

Wertvorste[[ungr Moderne vs. traditionelle Schweiz V = .16'irr
Modern 3L 364

Gemischt E' 505

TraditionetI 57 187

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vg[. Abschnitt 6 <Zur Methode>.
Die Zahten in Klammern geben Ledigtich eine Tendenz an, da die Anzaht FäLte unter 50 [iegt und
deshatb kerne statistischen Schtüsse zutässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern:VOX-,Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

(

Tabetl.e 5.1: Gripen-Fonds-Gesetz - Stimmverhatten nach potitischen Merkmalen
in Prozent der Ja-Stimmenden

Die EinsteL[ung zur Armee und der Abstimmungsentscheid weisen erwartungsgemäss
einen starken Zusammenhang auf. Wenig überraschend [ehnten diejenigen, die sich als
grundsätzliche Gegnerlnnen der Armee zu erkennen gaben, den Gripen-Kauf fast durchs
Band ab [91%). Diese abLehnende Haltung war aLterdings auch unter Befragten mit einer
gemischten Haltung zur Armee deuttich zu spüren [73% Nein]. Anhängerlnnen einer star-
ken Armee schliessLich unterstützten grossmehrheitlich die Schaffung des Gripen-Fonds.
Trotzdem zeigt die Zustimmungsrate von 760lo unter Armeeanhängerlnnen auch an, dass
die Beschaffung neuer Gripen-FLugzeuge nicht zwingend ats Voraussetzung einer starken

Armee betrachtet wird. lmmerhin fast ein Viertel (24olo) aLter Befürworterlnnen einer star-
ken Armee sprachen sich gegen die Vorlage aus. Diese seLbst unter Armeeanhängerlnnen
nicht vorbehaltstose Unterstützung für den Gripen Liefert erste lndizien dafür, dass ein Nein

zum Gripen nicht aLs eine grundsätzLiche Absage an die Armee a[s soLche betrachtet wurde.

In eine ähn[iche Richtung zeigt auch der eher schwache Einfluss der Traditionsgebunden-

heit. Zwar haben Personen, die traditione[[en Werten eine hohe Bedeutung beimessen, das

Gripen-Fonds-Gesetz mehrheittich befürwortet, die Unterstützung fälLt aber verhatten aus

l57ok Jal. Die Beschaffung neuer Gripen-KampffLugzeuge wurde offenbar nicht aLs funda-

mentaLwichtige Investition in den Erhatt einer Schweiz, die auf Tradition bedacht ist, be-

tra c htet.

Tabette 5.2: Gripen-Fonds-Gesetz - Stimmverhalten nach soziodemografischen
Merkmalen in Prozent der Ja-Stimmenden

Korrelations-
koeffizient"

1.]

))

41

Merkmate/Kategorien olo Ja

TotaL VOX (qewichtetl 47 1073

Geschlecht Y = ,12***

Männer EC 510

Frauen 42 564

Bitdung V = ,17r**

U niversität 35 225

ETH/FHS 38 135

Höhere Fachschute 63 110

Höhere Fach-/Beruf sausbiLdunq 57 130

Matur/Primartehrperson 45 82

Berufstehre 50 348

0bLiqatorische SchuLe l55l 39

Alter V = .13**

1 8-29 Jahre 37 77

30-39 Jahre 40 147

40-49 Jahre 47 175

50-59.lahre 1r2 217

60-69 Jahre 52 236

über 70 Jahre 55 221

Mititärdienst V =,'l$t**
Ja, aktuett/ Ja, früher 56 115

N ein 41 651

Siedtunssart n.5.

Ländtiche Gemeinden 51 275

Kteine und mittLere AqqLomerationen 48 113

Grosse Aqq [omerationen/Städte 44 385

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahlen vgL. Abschnitt 6 <Zur Methode>.

Die Zahten in Ktammern geben [edigLich eine Tendenz an, da die AnzahL FäLte unter 50 [iegt und

deshatb keine statistischen Sch[üsse zutässt.
@ Universität Zürich/qfs.bern: VOX-AnaLyse der eidqenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014
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Neben den potitischen Einstettungen korretierten auch diverse soziodemografische Fak-

toren mit dem Abstimmungsentscheid. Frauen stimmten dem Kauf von Kampfftugzeugen
weniqer häufig zu aLs Männer. ln unserer Stichprobe Lehnten Frauen die Gripen-Vor[age

mehrheitlich ab lAnteit Nein-Stimmen 58o/o], während Männer sie knapp annahmen lAnteiI
Ja-Stimmen: 53%1. Unter den Männern spielte zudem der Umstand, ob man setbst Militär-
dienst ge[eistet hat bzw. aktueLt Ieistet, eine wichtige Rotte. Bei den gegenwärtig oder frü-
her Dienst leistenden, männtichen Angehörigen derArmee findet sich eine Mehrheit [58%,

n=3661 zugunsten des Gripen-Fonds-Gesetzes, während Männer, die nie Angehörige der
Armee waren, die Vorl.age kLar abl.ehnten {Nein-Stimmenanteit: 640/o; n=107lr. Zwei Gründe

sind dafür denkbar: Einerseits könnte die <Soziatisierung> in der Armee zu einer genere[[

armeefreundticheren Hattung geführt haben, andererseits ist das Umgekehrte ebenfaLLs

mögtich: Eine generet[ armeef reundLichere HaLtung erhöht die Wahrscheintichkeit, Armee-
angehöriger zu werden.

Bei der formaLen SchuLbitdung fältt vor atlem die tiefere Zustimmungsrate unter Personen

mit Tertiärbitdung auf. Absolventlnnen von Universitäten, ETH oder FachhochschuLen Lehn-

ten das Gripen-Fonds-Gesetz häufiger ab (65% bzw. 620/o Nein) aLs der Durchschnitt (53%

NeinJ. Tendenzietl stärker abgetehnt wurde der Gripen-Kauf auch von jüngeren Stimmen-
den. Die Differenz zwischen den Attersgruppen erktärt sich primär mit der armeefreund-
[icheren Haltung der älteren Generation. Das räumLiche Umfeld spiette hingegen offenbar
eine untergeordnete Ro[[e. Personen, die in Städten zu Hause sind, legten im Durchschnitt
nur unwesentIich häufiger Nein ein [56%J ats Personen, die auf dem Land ansässig sind

[49%]. Die politische Einstetlung und gewisse WertevorsteL[ungen schienen den Entscheid

für oder gegen den Gripen stärker beeinflusst zu haben ats die Siedtungsart.

5.3 Wahrnehmung

Einem GrossteiI der Befragten war kLar, worüber abgestimmt wurde. Rund B0% alter Be-
fragten nannten entweder die generetle Beschaffung neuer Kampfflugzeuge (oder konkret
den Flugzeugtyp Gripen), etwas differenzierter die Schaffung eines Fonds zur Finanzierung

des neuen Flugzeugs oder altgemein den (Teit-lErsatz der bisherigen Luftwaffe. 7% waren
der Meinung, dass aLte Flugzeuge ersetzt werden müssen, wobei erstaunLich oft von den

weiterhin einsatzfähigen F/A-18-Kampffliegern die Rede war. Dieses Missverständnis hatte
jedoch keiner[ei Einftuss auf den Stimmentscheid: lm Durchschnitt hat diese Gruppe den

Gripen etwa gteich oft abge[ehnt wie befürwortet.

lm Gegensatz zu früheren Armeeabstimmungen schien atlen Stimmberechtigten bewusst,

dass es beim Gripen-Fonds-Gesetz nicht um <Sein oder Nichtsein" derSchweizerArmee 9ing.

Die Abschaffung der Armee wurde von keinem der Befragten ats lnhatt der Vorlage genannt.

lnsgesamt 12o/o der Befragten waren nicht imstande, eine Angabe zum lnhatt der Vortage

zu machen, wobei sich dieser Anteit unter denjenigen Personen, die an der Abstimmung

teilgenommen haben, auf 5o/o reduziert.

Wahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende
o/o n Yo n o/o n

Beschaf f ung neuer Kampf flugzeuge/Kauf

des GriPen
62 930 64 51+ 3 59 385

Schaffung eines Fonds/Atlgemeines

zur Finanzierung
10 149 15 123 4 26

Ersatz a[ter FLugzeuge 7 99 6 53 7 46

Sicherheit der Schweiz/Verteidigung

Lu fthohe i t
3 45 2 1B 4 27

Attgemeines f ür die Bescha[[ung 2 23 1 10 2 10

Attgemeines gegen die Beschaffung 3 43 3 29 2 13

Anderes/Bundesrat/Ueli Maurer 3 39 3 to 2 11

Weiss nicht/keine Antwort/inhattIich
fatsche Aussagen

12 18/+ 5 41 21 139

Tota I 100 1 510 100 843 100 658

'Die Aussagen wurden nach Tei[nahme gewichtet. Aufgrund der Gewichtung und der Rundung ent-
spricht das TotaI nicht immer der Summe atLer ausgewiesenen Werte.
@ Universität ZÜrichlgfs.bern;VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

TabetLe 5.3: Gripen-Fonds-Gesetz - Wahrnehmung der lnhatte in prozent
der Stimmberechtigten (nur Erstnenn ungenl

5.4 Die Stimmmotive

Das meistgenannte N4otiv fÜr ein Ja zum Gripen-Kauf Laq in der Einsicht in die Notwen-
digkeit einer starken und modernen Luftwaffe. ln Anbetracht der batdigen Ausmusterung
der F-5-Tiger wurde dre Beschaffung neuer Kampfftugzeuge von rund einem Viertel der Be-
fürworierlnnen [26o/o] ats vernünftige lnvestition eingeschätzt. AhnLich, wenn auch grund-
sätzticher, argumentierten jene 20% der Ja-Strmmenden, die sich allgemein für eine star-
ke Armee aussprachen. Für diese Gruppe bedingt dies offensichtLich eine Luftwaffe, die
nicht nur aus der verbleibenden F/A-18-Ftotte besteht, sondern mit modernen Flugzeugen
iergänzt wird. Die aktuette poLitische Krise in der Ukraine und die Annektierung der Krim

'zeigte für 12o/o der Befragten die unvorhersehbarkeit krieqerischer Risiken auf und gab den
hl.ag für ein Ja zur Aufrüstung der schweizer Luftwaffe. Für weitere j1% der Befür-
rlnnen ist eine starke Luftwaffe ein Garant frir die unabhängigkeit der Schweiz, die es
bt, auch in Zukunft gLaubwürdig den Status der NeutraLität zu wahren

9olo der Erstnennungen beziehen sich auf ökonomische Motive. Die versprochenen
räge für heimische unternehmen lresuLtierend aus Gegengeschäften des Gripen-Her-

Saa b m Fa LI e F l.ugzeu s ka U fs) WA re n d sha tb fü r d IC E ntschei dfi n du n I d e r
bü rg erl nnen on I s rer Bedeut U n I R U n d et F U nfteI der J Stim menden 9o/o
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lm Gegensatz zur überwiegend sicherheitspotitischen Argumentation der Befürworter do-

minierten bei den NeinrStimmenden eindeutig finanzpotitische Motive. Ein DritteL der Gri-
pen-Gegner konnte von der präsentierten Kosten-Nutzen-Rechnung nicht überzeugt wer-
den. Die Ausgaben von insgesamt rund 3 Mrd. Franken schienen einem beachtLichen TeiL

der Stimmenden zu hoch - oder zumindest zu wenig zweckmässig eingesetzt. Beziehi man

auch Zweitnennungen mit ein, machten finanzpolitische Motive gar 630/o aLter Nennungen

der Nein-Stimmenden aus. Zweifel an der Notwendigkeit der Ausgaben bestanden auch f ür
diejenigen Befragten, die angaben, dass vor einer grossen Investition die zukünftige Aus-
richtung der Armee geklärt werden müsse. Hier zeigt sich eine gewisse Unsicherheit darü-
ber, weLche Formen die miLitärischen Risiken der Zukunft annehmen werden. Weitere 13%

der Nein-Stimmenden gaben konkret die AuswahLdes Ftugzeugtyps Gripen aLs Hauptgrund
für ihre abtehnende HaLtung an. Der Umstand, dass die zur Beschaffung vorgesch[agenen
Kampfflugzeuge (Typ Gripen E) noch nicht in der abschLiessenden Form produziert werden
und damit das eigent[iche Produkt gar nicht getestet werden konnte, verLeitete offenbar
einen nicht zu vernach[ässigenden TeiL der Stimmenden zu einem Nein. Eine grundsätz-
Lich abtehnende Haltung zur Armee war für 9o/o der Befragten die primäre Motivation, um

ein Nein in die Urne zu legen. ln diesem Zusammenhang ist es aufschtussreich, den AnteiL

der grundsätzlichen Armeebefürworterlnnen bei den Ja-Stimmenden (20%l mit demjeni-
gen der Pazifisten unter den Nein-Stimmenden zu vergleichen, derwie eben aufgezeigt, 9%

betrug. Die Befürworierlnnen einer starken Armee sind zahLenmässig deuttich stärker aLs

die Mititärgegnerlnnen und trotzdem wurde die Vortage abgelehnt, weiLdiejenigen, die sich

weder zu ersteren noch zu Letzteren zähLen, in der Mehrheit gegen den Gripen entschieden.

SchLiesstich wurde - im VergLeich zu anderen Vorlagen auffäLtig häufig - die Kampagne
und die lnformationspoLitik der Gripen-Befürworterlnnen ats Grund für ein Nein genannt.

Ein <Hin und Her bis zur Abstimmung> wurde mehrfach bektagt oder dass "das VBS nicht
recht weiss, was es wiLL>. In diesen Voten widerspiegeLt sich wohLdas [angwierige Auswaht-
verfahren genauso wie die häppchenweise an die ÖffentLichkeit geLangten lndiskretionen
(Einmischung Saab und schwedische Botschaftl und kommunikative Fehttritte der Befür-
worterlnnen während dem Abstimmungskampf.

TabeLl.e 5.4: Gripen-Fonds-Gesetz - Motive der Stimmenden (mehrere Antworten mögtich

Erstnennungen

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen

O Universität Zürich/gfs.bern: V0X-,Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.

Aufgrund der Gewichtung und der Rundung entspricht das TotaI nicht immer der Summe atLer aus-

iesenen Werte

5.5 Pro- und Kontra-Argumente

Ein erster ÜberbLick zeigt auf, dass die Argumente der Bef ürworter tendenzietl besser ver-

fingen aLs diejenigen der erfoLgreichen Gripen Gegner. Besonders Argumente zur Sicher-

heit und Lufthoheit der Schweiz erzietten hohe Zustimmungsraten. lnsgesamt zwei Drittel

der Befragten hatten die eigenständige Verteidigung des Schweizer Luftraums für unab-

dingbar und 64% fühten sich aufgrund der derzeitigen Situation in der Ukraine auch darin

bestätigt, dass sich die SicherheitsLage in Zukunft auch wieder zum Schtechten wenden

kann. lnteressant dabei ist, dass sich auch beinahe die Hätfte der Gripen-Gegner mit diesen

sicherheiispoLitischen Argumenten einverstanden erktärte

Dre Gräben zwischen Gripen-Befürworterlnnen und -Gegnerlnnen werden hingegen deut-

Lich, wenn die Befragten nach der Zweckmässigkeit der finanzieLLen Lasten für die neuen

Kampfjets gefragt werden. Während Gripen-Befürworterlnnen die Kosten von insgesamt

rund 3 Mrd. Franken durchgängig f ür vernünftig hatten [92%], sind gerade einma[ 17% der

Nein,stimmenden mit diesem Argument einverstanden. Das erste Kontra-Argument stÜtzt

diese Hattung aus der umgekehrten Perspektive: Die Nein-stimmenden sind Überwiegend

der Meinung, dass das budgetierte GeLd in anderen Bereichen IBitdung, SoziatwerkeJ ver-

nünftiger investiert werden könnte. Unter den Gripen-Bef Ürwortern erklärte sich nur etwa

ein FünfteL [21%) mit diesem Argument einverstanden.

Ein weiteres Kontra-Argument - dasjenige, wonach die Schweiz genügend gerÜstet sei

und keine neue Kampfjets benötige - zeigt auf, dass auch beachtliche Meinungsdifferenzen

darüber bestehen, wie genau die Sicherheit der Schweiz in Zukunft zu gewährl.eisten ist.

760/o der Nein-Stimmenden, von denen beinahe die HäLfte l44ok) die Verteidigung der Luft-

hoheit befürwortet, sind jedoch der Ansicht, dass es dazu keine neuen Kampfjets braucht.

Die bestehende F/A-18-Flotte bietet für diesen TeiLder Stimmberechtigten offenbar genü-

,.--.. '\t)

no/o

A[te Nennungen

n o/o n%

NEIN-Stimmende
63 359aa 189Beschaffunq zu teuer, Getd besser anders einsetzen

13 na 13113Reformbedarf, zuerst Ausrichtunq der Armee ktären

11213 75 20<Papierflieger", Unsicherheit bezüg[ich des FLugzeugtyps

undurchsichtiqes AuswahLverfahren
119

10

6L

596

50

35

GrundsätzLich gegen die Armee

Kampaqne, sch[echte lnformationspotitik
36L 22

103

6

22 12418ve Ausseru n. Anderes

ration mit NachbarLändernNeutratität, Koo

emeine ne
321L

1207

20

548 212

57

100

Weiss nicht/keine Antwort
Tota I

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid A[le Nennungen

% n

JA-Stimmende

Notwendiqe, vernünltiqe Modernisierunq der Luf twaf fe 26 134 41 207

Für eine starke Armee 20 99 28 1LO

Unsichere Zukunft, Situation im Austand

[u. a. Krise in der Ukraine]
12 63 22 113

Unab!anC'g!.tl!]qf .q traLität wahren

Ökonomische Motive, schaf f t Arbeitsptätze

11 5B 15 77

9 44 20 102

Attqemein positive Ausserunq, <Bauchqef üht> 19 96 31 157

285Weiss nicht/keine Antwort 2 12 56

Tota I 214 1 081

44

100 506

45



gend Schutz, um die Lufthoheit im Konfl.iktfatL verteidigen zu können. Vor diesem Hinter-
grund erscheint auch nahetiegend, dass eine lnvestition in die Aufrüstung der Luftwaffe
ats wenig vernünftig erachtet wird. Hingegen widersprechen B5o/o der Ja-Stimmenden der
obigen Aussage Die Aufrüstung der Luftwaffe ist in ihren Augen eine Notwendigkeit

Verstärkt wurde diese Haltung durch eine gewisse Unsicherheit bezügLich der Leistungs-
fähigkeit des Gripen E, der aus dem mehrjährigen AuswahLverfahren ats nrcht unumstrit-
tener Sieger hervorging. 39olo der Befragten waren damit einverstanden, dass Unk[arheit
darüber herrsche, ob der Gripen die Anforderungen der Armee überhaupt votlständig erfüt-
Len kann. Dieses Bitd einer vorherrschenden Skepsis gegenüber der Leistungsfähigkeit des
Gripen wird durch die vielen Befragten verstärkt, die auf dieses Argument mit <weiss nicht>
antworteten [25oloJ. Sel.bst unter Befürwortern des Gripen-Kaufs verwahrte sich nur rund
die HäLfte [53%) gegen den Vorwurf fragwürdiger Leistungsfähigkeit. Nach einem Langen
AuswahLverfahren geLang es den Verantwortlichen offenbar nicht, das Stimmvotk von ihrer
Typenwaht zu überzeugen.

Dieser Eindruck ungenügender Überzeugungsarbeit der Gripen-Befürworterlnnen ver-
stärkt sich schLiesstich durch die sehr hohen Zustimmungsraten zum letzten Argument.
Eine Mehrheit in beiden Lagern war der Meinung, dass der Beschaffungsprozess insge-
samt suboptimaI vertief und von Pannen und Widersprüchen gekennzeichnet war.

Von einer grundsätztichen lnfragestettung einer eigenständigen militärischen Verteidigung
der Schweiz kann also trotz der Abtehnung der Gripen-Beschaffung keine Rede sein. Viel-
mehr scheint sich ein beachtlicher TeiL der Nein-Stimmenden trotz positiver Haltung zur
Landesverteidigung bewusst und differenziert gegen die Beschaffung dieser 22 Gripen E

ausgesprochen zu haben. Den Befürworterlnnen geLang es nicht, eine Mehrheit von der
Notwendigkeit dieser Beschaffung zu überzeugen. Die Gründe hierfür sind viel.fättig. Ers-
tens bestehen unterschiedtiche Meinungen zur zukünftigen Ausrichtung der Armee und da-
mit zur Stetlung und notwendigen Grösse einer schtagkräftigen Luftwaffe im A[[gemeinen.
Zweitens bestanden beachtliche ZweifeL darüber, ob der Gripen Typ E wunschgemäss pro-
duziert werden und die Anforderungen der Armee erfü[[en kann. Drittens verstärkten der
[angwierige Beschaffungsprozess und wiederhotte strategische Missgeschicke und lndis-
kretionen auf Seiten der Pro-Kampagne die aLlgemein bestehende Skepsis gegenüber der
Beschaffung dieses Kampfflugzeugs. Atl. diese Faktoren führten mutmasslich dazu, dass
Über die Gruppe der grundsätzlichen Armeegegnerlnnen hinaus eine Mehrheit der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger nicht zweifetsf rei von der Zweckmässigkeit dieser Ausgaben
in Mil.Liardenhöhe überzeugt werden konnte. Motiviert durch diesen finanzpotitischen Prag-
matismus Legten auch Stimmende ein Nein in die Urne, die unvermindert zu erner eigen-
ständigen, starken und modernen Armee stehen.

Tabel.te 5.5: Gripen-Fonds-Gesetz - Ankl.ang der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

,t1 )

r.l
'l )

Pro-Argumente
Einverstanden

11/.1

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
l"/"1

Die Kosten von jährtich rund 300 lr4io.

Franken während 1 1 Jahren sind eine
vernünftige lnvestition in die Sicherheit
der Schweiz

Tota I 53 43 1+

Ja 92 4 4

Nei n 17 7B 4

Die Schweiz muss die Luf thoheit im Kon-
fliktfatt in atten Lagen verteidigen können

TotaI 66 30 4

Ja 92 6 2

Nein 44 50 6

Die aktueLte Situation in der Ukraine zeigt
auf, wie schneLL sich die Sicherheitsla-
ge in Europa und damit in der Schweiz
verändern kann

Tota I 64 3'l 5

Ja 86 10 4

Nein 45 49 6

Dank Gegengeschäften profitiert auch
dle Schweizer Wirtschaf t vom Gripen-
Ka uf

Tota I 64 22 14

Ja 82 8 il

Nein 49 35

Nicht einver-
standen l%l

16

Weiss nicht
lYolKontra-Argu mente

Einverstanden
la/.|

Das budgetierte Getd soLL vernünfti-
ger investiert werden zum BeispieL in

Bitdunq, in die Soziatwerke, die AHV oder
Forschung

TotaI 54 1+1 5

Ja 21 73 6

Nein 83 13 4

Die Schweiz ist genügend gerüstet und

braucht keine neuen Kampfjets
TotaL 41+ L9 7

Ja 9 85 7

N ein 76 17 7

Der Gripen kann die Anforderungen der
Schweizer Armee gar nicht voltständig
e rfü [[e n

TotaI 39 35 25

Ja 21 53 26

N ein 56 20 25

Der gesamte AbLauf der Gripen-
Beschaffung war geprägt von Pannen
und Widersprüchen

TotaI 68 22 10

Ja 54 35 11

Nein 80 10 9

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 53% aLter Stimmenden l92o/o der Ja-Stimmenden;
17o/o der Ne in -Stimmenden) pf Lichteten dem ersten Argume nt bei, 43oh [40lo der Ja -Stim mende n und

78olo der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 4okl4o/o:4%] konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 1073 lgewichtetl.
@ Universität Zürich/gfs.bern:V0X-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18.05.2014.
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6.7UR METHODE

Der vorlieqende Bericht beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten Nachbe-
fragung. gfs.bern führte die Befragung innerhaLb von 1'1 Tagen nach der Volksabstimmung
vom 18. Mai 2014 durch. Die Anatyse wurde durch das lnsiitut fLlr PoLitikwissenschaft an der
Universität Zürich (lPZ) vorgenommen.

Die Befragung wurde von hundert Befragerlnnen von zu Hause aus tetefonisch ausgeführt,
wobei gfs.bern ats Kontroltinstanz die MögLichkeit hatte, die Befragung extern und ohne

Vorankündigung zu beaufsichtigen. Die Stichprobenziehung erfolgte in einem dreistufigen
Zufa[[sverfahren, wobei auf der ersten Stufe Isprachregionen) die ZahL der Befragten für
die drei Sprachregionen festgelegt wurde. Auf der zweiten Stufe {Hausha[te) erfolgte eine
ZufaLLsauswahI aus dem e[ektronischen, aktualisierten Telefonverzeichnis der Swisscom.
Die AuswahI auf der dritten Stufe (Personen aus dem jeweiLigen HaushaLt] erfoLgte nach
dem <Geburtstagprinzip>. Die reatisierte Stichprobe beirug'1510 Personen, davon stamm-
ten 54% der Befragten aus der Deutschschweiz,2To/o aus der Romandie und 20% aus der
italienischsprachigen Schweiz. Mit Nichtteitnehmenden wurde nur ein TeiL des lnterviews
durchgeführt. Die Verweigerungsquote beLief sich auf 83%; d. h. mit 17o/o der kontaktierten
Personen konnte ein Interview durchgeführt werden.

Das demograf ische AbbiLd ist weitgehend gewährteistet.16 Die Abweichungen bei den ALters-

klassen und dem GeschLecht betragen maxima[ 0.2ol0, was innerhaLb des Stichprobenfeh-
lers [iegt. Wie immer sind die an derAbstimmung TeiLnehmenden überrepräsentiert [+2'l%J.

Jedoch bewegt sich die Abweichung von der reaLen Abstimmungsbeiei[igung im Rahmen

früherer VOX-Analysen. Die in der Umfrage ermitteLten Stimmenverhältnisse weichen in

unterschiedtichem Ausmass vom effektiven Ergebnis ab. Bei der medizinischen Grundver-
sorgung beträgt die Differenz +3.7, bei der PädophiLie-lnitiative -7.9, bei der MindestLohn-

lnitiative +3.5 und beim Gripen-Fonds-Gesetz -6.4 Prozentpunkte.

Wir haben für die Durchführung bestimmter Berechnungen Gewichtungsfaktoren für die

Beteitigung respektive das Abstimmungsverhatten verwendet. Gewichtet wurde dort, wo

sich die Untersuchungsvariable jeweits auf Ja- und Nein-Stimmende beziehungsweise auf

Tei[nehmende und Nichtteitnehmende bezog. Für die Beteitigung wurde erstma[s nach

Stimmregisterdaten aus dem Kanton Genf, der Stadt St.GaLLen und einer AuswahLvon Ge-

meinden des Kantons Tessin gewichtet.

Die Grösse der Stichprobe ('1 510 Personen) ergibt bei einer reinen ZufaLtsauswahI und einer
VerteiLung der Prozentwerte von 50:50 einen StichprobenfehLer von +l-2,5 Prozentpunkten.
Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, beispielsweise bei 780 Befragten
auf +/-3,5. Liegen die Prozentwerte weiter auseinander, so reduziert sich der Stichproben-
fehLer (2. B. bei einem Ergebnis von rund 70o/o:30o/o auf +l-3,2) Vorsicht bei der Interpretation

16 Siehe hierzu: Longchamp, C. et a[.: Technischer Bericht zur VOX-Anatyse vom 18. Mai 2014, gfs.bern
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von Daten ist also dort geboten, wo die TeiLstichproben ktein sind und die Verteilung der

Prozentwerte zugl.eich ausgegtichen ist. ln solchen Fätten können auf Grund des grösseren

Stichprobenfeh[ers keine Aussagen über Mehrheitsverhättnisse gemacht werden.

Die Bestimmung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mitte[s

Chi-0uadrat. Dabei bedeutet * eine lrrtumswahrscheintichkeit von unter 0.05, *x eine sol.-

che von unter 0.01 und *** eine so[che unter 0.001. lm letzteren Fal.t heisst dies, dass die

Wahrscheintichkeit, dass ein Zusammenhang zwischen zwei Variab[en zufätl'i9 entstanden

ist, unter einem Promitl.e Liegt und demnach der Zusammenhang ats sehr hoch signifikant

bezeichnet werden kann. Atte werte, die eine lrrtumswahrscheinLichkeit von über 0 05 ha-

ben, sind gemäss statistischer Konvention ats nicht signifikant anzusehen. A[s Beziehungs-

mass für bivariate Beziehungen wurde der Koeffizient Cramers'V verwendet. Bei diesem

Koeffizienten kann bei einem Wert von Nu[[von keinem Zusammenhang und bei einem Wert

von Eins von einem vottständigen Zusammenhang ausgegangen werden Die Werie fÜr un-

terschiedLiche bivariate Beziehungen Lassen sich atl.erdings nicht direkt vergteichen, da zu

ihrer Berechnung auch die Anzaht der MerkmaLskategorien beider VariabLen und die Fal'L-

zahI beizuziehen sind.

o o
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